
 

 
 

 

Gemeinde 
Embsen 

 
   

Aufstellung Bebauungsplan Nr. 26  
"Solarpark Oerzen-Nord" 

- Begründung Teil II: Umweltbericht - 

& 
 

38. Änderung des Flächennutzungsplans 
 

 
Vorentwurf zur Öffentlichkeitsbeteiligung  

gem. § 3 (1) BauGB,  
sowie Behördenbeteiligung gem. § 4 (1) BauGB 

 
 
 

Stand: Mai 2026 

 

 Aufgestellt:  

 
 

IDN Ingenieur-Dienst-Nord GmbH  

Marie-Curie-Str. 13 ∙ 28876 Oyten 
Telefon: 04207 6680-0    ∙   info@idn-consult.de 
Telefax: 04207 6680-77  ∙   www.idn-consult.de 

 Datum:  
 Projekt-Nr.: 6203-A 

 

3.03.01 



 

  

G:\6203\6203 A\LP 1-5 Planung\Texte\Erläuterungen\2026-05-07-UB Solarpark Oerzen Nord.docx

Inhaltsverzeichnis 

1 Einleitung 4 
1.1 Anlass und Beschreibung der Planung 4 
1.2 Für die Umweltprüfung maßgebliche Festsetzungen der Bauleitplanung 6 
1.2.1 Art der baulichen Nutzung 6 
1.2.2 Maß der baulichen Nutzung 7 
1.2.3 Überbaubare Grundstücksfläche 8 
1.2.4 Erschließung 8 
1.2.5 Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlagswasser 9 
1.2.6 Einfriedungen 9 
1.2.7 Grünordnerische Festsetzungen 10 
1.2.8 Immissionsschutz 11 
1.2.9 Ver- und Entsorgung 11 
1.2.10 Löschwasserversorgung/Brandschutz 12 
1.3 Standortwahl 12 
1.4 Umweltschutzziele aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachplänen 13 
1.4.1 Länderübergreifender Raumordnungsplan für den Hochwasserschutz (2021)

 14 
1.4.2 Landesraumordnungsproramm (LROP) Niedersachsen (2022): 15 
1.4.3 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) Landkreis Lüneburg 2003 16 
1.4.4 Landschaftsrahmenplan (LRP) Landkreis Lüneburg - Stand 2017 18 
1.4.5 Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Ilmenau 19 

2 Abgrenzung des Untersuchungsumfangs und des 
Untersuchungsgebiets 21 

3 Erfassung und Bewertung von Natur und Landschaft 22 
3.1 Allgemeines 22 
3.2 Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit 22 
3.2.1 Wohn- und Wohnumfeldfunktion 22 
3.2.2 Erholungs- und Freizeitmöglichkeiten 23 
3.2.3 Vorbelastungen 23 
3.2.4 Bewertung 24 
3.3 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 24 
3.3.1 Biotoptypen 24 
3.3.2 Tiere 27 
3.3.2.1 Brutvögel 28 
3.3.2.2 Gastvögel 30 
3.3.2.3 Fledermäuse 30 
3.3.2.4 Übrige Arten (/-gruppen) 31 
3.3.2.5 Bewertung Arten und Lebensgemeinschaften 31 
3.4 Schutzgut Fläche 32 
3.5 Schutzgut Wasser 32 
3.6 Schutzgut Boden 33 
3.7 Schutzgut Klima und Luft 34 
3.7.1 Luft 34 
3.7.2 Klima 35 
3.7.3 Bewertung des Schutzguts Klima und Luft 35 
3.8 Schutzgut Landschaft/Landschaftsbild 35 
3.9 Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 36 



 

  

G:\6203\6203 A\LP 1-5 Planung\Texte\Erläuterungen\2026-05-07-UB Solarpark Oerzen Nord.docx

3.10 Wechselwirkungen 36 

4 Umweltauswirkungen: Prognose des Umweltzustandes bei 
Durchführung der Planung 37 

4.1 Wirkfaktoren des Vorhabens 37 
4.2 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch 38 
4.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und Biologische Vielfalt 39 
4.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche und Boden 43 
4.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 45 
4.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft 46 
4.7 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft/Landschaftsbild 47 
4.8 Auswirkungen auf das Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 48 
4.9 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes 48 
4.10 Anfälligkeit des geplanten Vorhabens für schwere Unfälle oder Katastrophen

 48 
4.11 Art und Menge der erzeugten Abfälle 49 
4.12 Kumulierung mit den Auswirkungen anderer Vorhaben 49 

5 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Nichtdurchführung der Planung 50 

6 Planungsalternative unter Berücksichtigung der 
Planungsziele 51 

7 Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung, zum Ausgleich 
und Ersatz der nachteiligen Auswirkungen / Eingriffsregelung
 52 

7.1 Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und Gestaltung 52 
7.2 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 54 
7.2.1 Allgemein 54 
7.2.2 Schutzgut Fläche/Boden 55 
7.3 Plangebiets-interne Kompensationsmaßnahmen 57 
7.3.1 Kompensationsmaßnahme 1 57 
7.4 Plangebiets-externe Kompensationsmaßnahmen 58 

8 Prüfung der Einhaltung artenschutzrechtlicher Belange 59 
8.1 Einleitung 59 
8.2 Projektwirkung - mögliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 60 
8.3 Datengrundlage 61 
8.4 Ermittlung und Beschreibung des artenschutzrechtlich relevanten 

Artenspektrums 61 
8.5 Zusammenfassung 63 

9 Zusätzliche Angaben 64 
9.1 Vereinbarung mit dem Waldrecht 64 
9.2 Vereinbarkeit mit den Bewirtschaftungszielen gemäß § 27 und § 47 WHG 64 
9.3 Vereinbarkeit mit umliegenden Schutzgebieten 64 
9.4 Ergänzende Angaben über technische Verfahren und Kenntnislücken 64 
9.5 Maßnahmen zur Überwachung 65 



 

  

G:\6203\6203 A\LP 1-5 Planung\Texte\Erläuterungen\2026-05-07-UB Solarpark Oerzen Nord.docx

10 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 66 

11 Literatur- und Quellenverzeichnis 68 
 
 

Tabellenverzeichnis 
Tabelle 1-1: Flächenangaben des Bebauungsplans 8 
Tabelle 3-1: Wertstufen nach Breuer 22 
Tabelle 3-2: Biotoptypen im Untersuchungsgebiet 25 
Tabelle 7-1: Kompensationsbedarf Schutzgut Boden 56 
Tabelle 8-1: Relevanzprüfung 61 
 
 
Abbildungsverzeichnis 
Abbildung 1-1: Darstellung des Geltungsbereichs (schwarze Linie) der geplanten 

Aufstellung des B-Plans Nr. 26 (E & P EVERS 
STADTPLANUNGSGESELLSCHAFT MBH 2026) 5 

Abbildung 1-2: Auszug aus dem LROP (2022) mit ungefährer Lage des 
Untersuchungsgebiets (rote Umrandung) 16 

Abbildung 1-3: Auszug aus der zweiten Änderung des RROP (2016) mit ungefährer 
Lage des Untersuchungsgebiets (rote Umrandung) 17 

Abbildung 1-4: Auszug aus Karte 1 des LRP des LK Lüneburg mit ungefährer Lage 
des Plangebiets (rote Umrandung) 18 

Abbildung 1-5: Auszug aus Karte 2 des LRP des LK Lüneburg mit ungefährer Lage 
des Plangebiets (rote Umrandung) 19 

Abbildung 1-6: Darstellung des FNP der Samtgemeinde Ilmenau mit Verortung des 
Vorhabenbereichs (Hintergrundkarte: Basisvisualisierung 
Niedersachsen) 20 

Abbildung 3-1: Reviere der gefährdeten/geschützten Brutvogelarten der 
avifaunistischen Erhebung des geplanten Windpark Repowerings 
(ORCHIS 2024) mit Lage des Vorhabenbereichs (rote Markierung: 
Vorhabenbereich, gestrichelte Linie: 200 m Puffer) 29 

 

Anhang 
Anhang 1 Windparkplanung Oerzen, Avifaunistisches Gutachten (ORCHIS 2024) 
 
 
Anlagen 
Anlage 1 Biotoptypenplan 1:  2.000 

 
Hinweis: Weitere Anlagen, z. B. Maßnahmenblätter werden im weiteren Planverfahren er-
gänzt. 
 



- Vorabzug - 
 

4/71 

www.idn-consult.de 

1 Einleitung 

1.1 Anlass und Beschreibung der Planung 

Die Landwind Planung GmbH & Co. KG plant die Errichtung und den Betrieb ei-
ner Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) auf Flächen rd. 1 km westlich der 
Ortschaft Oerzen (Samtgemeinde Ilmenau, Gemeinde Embsen) im Landkreis 
Lüneburg. Insgesamt werden 30,48 ha derzeitig landwirtschaftlich genutzter 
Flächen überplant. Das Vorhaben soll zum Ausbau der Stromerzeugung durch 
erneuerbare Energien beigetragen und ist mit einer Anlagenleistung von 
rd. 39.723 kWp oder rd. 39 MWp (Modulleistung) vorgesehen. 

Mit Beschluss des Gesetzes zum beschleunigten Ausbau der erneuerbaren 
Energien vom 08.07.2022 erfolgte auch eine Änderung und Anpassung des Er-
neuerbare-Energien-Gesetzes (EEG). Durch das EEG werden u. a. die Errich-
tung, der Betrieb und die Vergütung von Photovoltaikanlagen geregelt. Es stellt 
damit eine Grundlage für die Auswahl möglicher Standorte dar. Die Errichtung 
und der Betrieb von Anlagen für erneuerbare Energien liegt, bis die Stromer-
zeugung im Bundesgebiet nahezu treibhausgasneutral ist, im überragenden öf-
fentlichen Interesse (§ 2 EEG 2023). 

Gem. § 1 Abs. 2 EEG 2023 soll bis 2030 der Anteil des aus erneuerbaren Ener-
gien erzeugten Stroms am Bruttostromverbrauch 80 % betragen. Langfristig 
wird eine nachhaltige und nahezu treibhausgasneutrale Stromerzeugung ange-
strebt.  

Das Land Niedersachsen hat im Niedersächsischen Klimagesetz eigene Klima-
ziele formuliert. So soll bis zum Jahr 2040 der Energie- und Wasserstoffbedarf 
durch die Erzeugung von Strom durch PV-FFA auf mind. 0,5 % der Landesflä-
che bis 2033 und bis 2035 die Realisierung von mind. 15 GW installierter Leis-
tung zur Erzeugung von Strom durch Freiflächenanlagen bilanziell gedeckt wer-
den (§ 3 Abs. 1 Nr. 3 NKlimaG).  

Die zur Samtgemeinde Ilmenau zugehörige Gemeinde Embsen sieht sich in der 
Pflicht des weiteren Zubaus an Anlagen zur Gewinnung von erneuerbaren 
Energien. Das Vorhaben verfolgt ebenfalls den Vorstellungen des Gesetzge-
bers. Das Projekt leistet damit einen wertvollen Beitrag für eine künftig klima-
neutrale Energieversorgung und entspricht folglich den Zielen des NKlimaG so-
wie dem Koalitionsvertrag Niedersachsen (2022-2027).  
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Da für das Plangebiet kein Baurecht vorliegt und dieses Planvorhaben auch 
nicht zu den nach § 35 BauGB privilegierten Vorhaben im Außenbereich gehört, 
ist für die Umsetzung der Planung die Aufstellung eines Bebauungsplans erfor-
derlich. Ferner widersprechen die Darstellungen des gültigen Flächennutzungs-
plans den aktuellen Planungen. Folglich ist die Änderung des Flächennutzungs-
plans im Parallelverfahren gemäß § 8 Abs. 3 BauGB notwendig, um dem Ent-
wicklungsgebot nach § 8 Abs. 2 BauGB entsprechen zu können. Die Verfah-
rensschritte zur Änderung des Flächennutzungsplanes und zur Aufstellung des 
Bebauungsplanes werden im Parallelverfahren durchgeführt.  

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans wird insbesondere dem Belang des 
Umweltschutzes Rechnung getragen. Die planungsrechtliche Steuerung auf ei-
ner für PV-FFA geeigneten Fläche dient der Vorbereitung und Ermöglichung 
der Nutzung erneuerbarer Energien sowie der sparsamen und effizienten Ener-
gienutzung gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 Buchstabe f BauGB. Darüber hinaus trägt 
der Bebauungsplan zur Sicherstellung der Energieversorgung im Sinne von § 1 
Abs. 6 Nr. 8 Buchstabe e BauGB bei, insbesondere im Hinblick auf eine nach-
haltige und krisenfeste Strombereitstellung.  

In der Begründung der geplanten Bebauungsplanänderung Nr. 26 wird die Flä-
che als "Sonstiges Sondergebiet mit Zweckbestimmung Photovoltaik-Freiflä-
chenanlage" dargestellt. An dieses grenzt im Süden ein kleiner Teil einer fest-
gesetzten "Straßenverkehrsfläche" an. 

 

Abbildung 1-1: Darstellung des Geltungsbereichs (schwarze Linie) der ge-
planten Aufstellung des B-Plans Nr. 26 (E & P EVERS STADTPLANUNGSGESELL-
SCHAFT MBH 2026) 
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Um die Umweltbelange in den Planungsprozess einzustellen, ist hierfür eine 
Umweltprüfung durchzuführen, deren Ergebnisse gemäß § 2a BauGB mit dem 
vorliegenden Umweltbericht dokumentiert werden.  

1.2 Für die Umweltprüfung maßgebliche Festsetzungen der Bauleitpla-
nung 

1.2.1 Art der baulichen Nutzung 

Die Flächen, auf denen Solarmodule der PV-FFA errichtet werden sollen, wer-
den als sonstiges Sondergebiet gem. § 11 Baunutzungsverordnung (BauNVO) 
mit der Zweckbestimmung "Photovoltaik-Freiflächenanlage" festgesetzt. Diese 
Ausweisung dient der Unterbringung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage so-
wie der zugehörigen Nebenanlagen und technischen Einrichtungen für den Auf-
bau, die Wartung und den Betrieb der Anlagen. (vgl. textliche Festsetzung Nr. 
1.1 in der Begründung) 

Im Sonstigen Sondergebiet (SO) mit der Zweckbestimmung „Photovoltaik-Frei-
flächenanlage“ sind solche Anlagen zulässig, die im technischen und sachli-
chen Zusammenhang mit der Herstellung der Photovoltaik-Freiflächenanlage 
stehen (siehe textliche Festsetzung Nr. 1.2 in der Begründung):  

1. Photovoltaik-Module; 

2. Befestigung der Photovoltaik-Module auf und im Erdboden; 

3. technische Einrichtungen und Anlagen zum Betrieb der Photovoltaik-
anlage; 

4. Transformatoren-Stationen; 

5. unterirdische Leitungen und Kabel; 

6. die für die Erschließung und Wartung des Gebietes erforderlichen 
Wege und Stellplätze; 

7. Einrichtungen und Anlagen für Wartung, Instandhaltung und Pflege 
der Photovoltaik-Freiflächenanlage 

8. Einrichtungen und Anlagen für die Sicherheitsüberwachung der Photo-
voltaik-Freiflächenanlage 
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9. Einfriedungen durch Zaunanlagen mit Toren 

10. Löschwasserentnahmestellen 

Die getroffenen Festsetzungen des Bebauungsplanes sind gem. § 9 Abs. 2 Nr. 
2 BauGB bis zu der endgültigen Beendigung der Nutzung zur Stromerzeugung 
begrenzt. Das Sonstige Sondergebiet (SO) mit Zweckbestimmung "Photovol-
taik-Freiflächenanlage" ist ab dem Inkrafttreten des Bebauungsplanes auf 30 
Jahre begrenzt. Der Rückbau der Photovoltaik-Freiflächenanlage und der Ne-
benanlagen hat landschaftsgerecht innerhalb von 6 Monaten nach der endgülti-
gen Beendigung der Nutzung zur Stromerzeugung zu erfolgen.. Als Folgenut-
zung wird Fläche für die Landwirtschaft festgesetzt. (vgl. textliche Festsetzung 
Nr. 1.3 in der Begründung) 

Nach Ende der Photovoltaiknutzung sind die erforderlichen baulichen und tech-
nischen Anlagen rückstandslos zu entfernen.  

Neben der Aufstellung von Solarmodulen sollen die Flächen in den sonstigen 
Sondergebieten auch landwirtschaftlich nutzbar sein, z. B. für die erforderliche 
Mahd oder Schafbeweidung.  

1.2.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird vorliegend durch die maximal zulässige 
Höhe baulicher Anlagen über Geländeoberkante (ü. GOK) von 4,0 m ü. GOK 
und in Form der Festsetzung einer Grundflächenzahl (GRZ) von 0,66 festge-
legt. Die GRZ gibt als eine Verhältniszahl an, wieviel Quadratmeter Grundfläche 
je Quadratmeter Grundstücksfläche zulässig ist. Sie bestimmt also den über-
baubaren Flächenanteil eines für die Nutzung vorgesehenen Grundstückes und 
gibt folglich den Versiegelungsgrad sowie die bauliche Dichte wieder.  

Die GRZ bildet in der vorliegenden Planung nicht den Versiegelungsgrad ab. 
Sie beschreibt den überbaubaren Flächenanteil, der von den äußeren Abmes-
sungen der Modultische in senkrechter Projektion auf den Boden überschirmt 
wird sowie die Versiegelung durch Rammpfosten, Trafostationen und Zuwegun-
gen. Insgesamt ist davon auszugehen, dass der tatsächliche Versiegelungsgrad 
des Plangebiets deutlich unterhalb der festgesetzten GRZ liegt, da die in den 
Luftraum ragenden Teile der PV-Anlage deutlich geringere Auswirkungen auf 
den Bodenschutz haben als tatsächliche und unmittelbare Bodenversiegelun-
gen. Die Bodenfunktionen bleiben überwiegend erhalten. 
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Bei einer Sondergebietsgröße von 30,48 ha und einer GRZ von 0,66 ist eine 
Versiegelung bzw. Überdeckung von maximal ca. 20,12 ha zulässig. Dies 
schließt neben der durch die Rammpfosten und Trafohäuschen versiegelten 
Flächen, die von den Modulen überdeckte Fläche ein.  

Um negative Fernwirkung soweit möglich auszuschließen, wird festgesetzt, 
dass die Gesamthöhe baulicher Anlagen höchstens 4,0 m ü. GOK betragen 
darf. Ausnahmsweise Überschreitungen der festgesetzten maximalen Höhen 
baulicher Anlagen ü. GOK können für Blitzableiter um bis zu 9 m und für techni-
sche Anlagen zur Überwachung (Masten) um bis zu 3 m zugelassen werden. 

Tabelle 1-1: Flächenangaben des Bebauungsplans 
Ausweisung im Bebauungsplan Flächengröße [m²] 
Sonstiges Sondergebiet Zweckbestimmung "Photovoltaik-Freiflä-
chenanlage“ 

rd. 304.800 

Straßenverkehrsfläche rd. 150 

Summe 304.950 

1.2.3 Überbaubare Grundstücksfläche 

Die überbaubaren Grundstücksflächen sind im Bebauungsplan durch die ge-
setzten Baugrenzen ausgewiesen. Um für die künftige Nutzung eine größtmög-
liche Flexibilität bei der Anordnung der baulichen Anlagen und Nebenanlagen 
zu gewährleisten, wird ein großzügiges Baufeld ausgewiesen.  

Die überbaubare Grundstücksfläche des Baufeldes grenzt überwiegend unmit-
telbar an die umliegenden Maßnahmenflächen im Plangebiet an, da diese be-
reits die erforderlichen Breiten, u. a. für den Waldabstand sowie die Eingrünung 
des Plangebiets sichern. Die erforderlichen Abstände zu angrenzenden Nutzun-
gen sind im weiteren Verlauf des Planverfahrens zu klären 

1.2.4 Erschließung 

Die (öffentliche) Erschließung des Plangebiets erfolgt von Süden über die Kreis-
straße K 20, die die Ortschaften Wetzen und Oerzen bzw. Südergellersen ver-
bindet. 

Der aktuelle Planungsstatus sieht für die innere Zuwegung den Umfahrungsweg 
im Osten der ersten Teilfläche, und im Zentrum sowie Osten der zweiten Teilflä-
che vor. 
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Durch die inneren und äußeren Erschließungswege wird die Erreichbarkeit 
sämtlicher Anlagenbereiche sichergestellt. 

1.2.5 Flächen für die Rückhaltung und Versickerung von Niederschlags-
wasser 

Oberflächenentwässerung  

Wassergefährdende Stoffe werden nur innerhalb der Trafostation verwendet. 
Diese besitzen eine gesonderte Wanne, die für den Umgang mit wassergefähr-
denden Stoffen als ausreichende Schutzmaßnahme angesehen wird. Im Rah-
men der Planung ist die seit 18.04.2017 geltende Verordnung über Anlagen 
zum Umgang mit wassergefährdenden Stoffen (AwSV) zu beachten.  

Die Oberflächenentwässerung erfolgt über eine breitflächige, dezentrale Versi-
ckerung. Da nur eine Versiegelung durch die Errichtung der Stützpfosten für die 
PV-Module und Einfriedungen vorgesehen ist sowie das Regenwasser auch 
zwischen den PV-Modulen abfließen kann, bleibt eine breitflächige Versicke-
rung weiterhin gewahrt. Erlaubnispflichtige Entwässerungsanlagen oder geson-
derte Versickerungsbecken sind daher nicht vorgesehen.  

Ebenfalls ist kein Nachweis für eine schadlose Überflutung zu erbringen, da die 
bestehende Versickerung durch die geringe Versiegelung weitestgehend erhal-
ten bleibt. 

1.2.6 Einfriedungen 

Damit die geplante Photovoltaik-Freiflächenanlage die Mindestanforderungen 
an den Versicherungsschutz erfüllt und vor Vandalismus, Beschädigung, Dieb-
stahl geschützt ist, ist neben der Umsetzung der vorgesehenen Sichtschutz-
maßnahme die Errichtung einer maximal 2,5 m hohen Einfriedung erforderlich. 
Aufgrund der Nähe zur Ortschaft Oerzen und der K20 werden für die Einfrie-
dungen zusätzlich gestalterische Mindeststandards zur Förderung eines positi-
ven Orts- und Landschaftsbildes definiert: 

Einfriedungen sind im Sonstigen Sondergebiet (SO) nur als durchlässiger Zaun 
ohne Sockelmauer (Stabgitter- und Maschendrahtzäune) zulässig. Zäune dür-
fen eine Höhe von 2,50 m nicht überschreiten und sind nur in der Farbe grün 
zulässig. Der Abstand der unteren Zaunkante zur Geländeoberfläche ist im wei-
teren Planungsverfahren zu klären. 
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Durch die Festsetzung wird unter Berücksichtigung der versicherungstechni-
schen Anforderungen gewährleistet, dass zur Einfriedung des Vorhabengebie-
tes keine geschlossen oder erdrückend wirkende Einfriedung errichtet werden 
darf, die einem durchgrünten und offen wirkenden Landschaftsbild widerspre-
chen. Durch optisch eher transparente Metallzäune wird eine visuelle Beein-
trächtigung des Landschaftsbilds gemindert. Eine Bodenfreiheit kann für klei-
nere Tierarten wie beispielsweise Niederwild, Kleinsäuger und Laufvögel dazu 
dienen, dass der Vorhabenbereich weiterhin als Trittstein im Biotopverbund fun-
giert. Im Schutz der eingefriedeten Anlagen können sich auf diese Weise di-
verse Arten der Flora und Fauna aus der Umgebung (neu) ansiedeln und damit 
die allgemeine Biodiversität in einer ansonsten eher ausgeräumten und verarm-
ten Agrarlandschaft erhöhen. Mit der festgesetzten Bodenfreiheit wird die Barri-
erewirkung einer Photovoltaik-Freiflächenanlage für wandernde Tiere möglichst 
gering gehalten.  

1.2.7 Grünordnerische Festsetzungen 

Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Na-
tur, Wasserhaushalt und Landschaft 

Die umgebenden Waldflächen nördlich, westlich und südlich der geplanten PV-
FFA, ferner die Baumreihe mit Heckenstrukturen entlang der Kreisstraße K10 / 
K20 sowie östlich des Vorhabenbereichs sorgen für die eine Abschirmung. 

Im weiteren Verfahren wird eine Festsetzung zur Entwicklung von Grünlandflä-
chen unterhalb der PV-Module in den Bebauungsplan aufgenommen.  

Die Wiese ist einmal jährlich im Herbst zu mähen. Alternativ ist eine Beweidung 
durch Schafe oder Ziegen zulässig. Die Mahd muss zeitlich so erfolgen, dass 
zuvor ein Abblühen der Blühpflanzen möglich ist.  

Unzulässig sind Pflegeumbrüche, Walzen, Abschleppen, Striegeln und der Ein-
satz von Pflanzenschutz- (Insektizide, Fungizide, Herbizide und Wuchsstoffe) 
und Düngemitteln (mineralischer und organischer Dünger einschl. Gülle oder 
Klärschlamm) sowie der Einsatz von Saugmähern. 

Aufkommende Neophyten (z. B. Indisches Springkraut, Herkulesstaude, Kana-
dische Goldrute, Japanischer Knöterich) sind auf der gesamten Fläche frühzei-
tig zu beseitigen. 
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Artenschutz 

Die Bestandsbeschreibung und -bewertung ist dem Kapitel 3.3 zu entnehmen- 

Die erforderlichen artenschutzrechtlichen Ausgleichsmaßnahmen werden im 
weiteren Verfahren im Umweltbericht sowie in der Begründung ergänzt. 

1.2.8 Immissionsschutz 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB auch 
die Belange des Umweltschutzes und somit u. a. des Immissionsschutzes zu 
berücksichtigen. Im Plangebiet selbst werden keine schützenswerten Nutzun-
gen vorbereitet. Ebenfalls entstehen durch das Planvorhaben selbst keine er-
heblichen Emissionen in Form von Lärm-, Staub- oder Geruchsemissionen, die 
die umliegenden Bereiche beeinträchtigen könnten. Die Errichtung von PV-Mo-
dulen bringt potenziell Blendwirkungen mit sich. Trotz der Entfernung zu nächs-
ten Wohngebäuden kann z. B. auf den Verkehr der K 20 eine Wirkung ausge-
hen. Um dies sicher ausschließen zu können, kann ein Blendgutachten Sicher-
heit geben. Potenziell auftretende Auswirkungen sind im weiteren Planungsver-
fahren zu beleuchten und zu klären. 

Im Bebauungsplan werden die im Gutachten untersuchten Ausrichtungs- und 
Neigungswinkel für die Photovoltaikmodule festgesetzt, um (weitergehende) 
Überschreitungen der Schwellenwerte zu verhindern. Sofern gegenüber den 
untersuchten Werten keine stärkeren Blendwirkungen hervorgerufen werden, 
sind jedoch auch andere Ausrichtungs- und Neigungswinkel zulässig. 

1.2.9 Ver- und Entsorgung 

Verkabelungen sind erforderlich, um die erzeugte Energie abzutransportieren. 
Diese Kabel werden entlang der Reihen an der Unterseite der Module, im Übri-
gen unterirdisch verlegt. Eine Verlegung von Erdkabeln zur Ableitung ist daher 
im gesamten sonstigen Sondergebiet zulässig. Innerhalb des Plangebiets wer-
den Trafohäuschen errichtet. Die Einspeisung der erzeugten Elektroenergie er-
folgt in das vorhandene Netz.  

Zwischen den Modulreihen sind ausreichend breite Abstände vorgesehen, zwi-
schen denen das anfallende Niederschlagswasser auf den Flächen natürlich 
versickern kann. Das im gesamten Plangebiet anfallende Niederschlagswasser 
wird weiterhin dem Boden- und Wasserhaushalt zugeführt und der natürliche 
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Wasserkreislauf nicht beeinträchtigt. Im Zuge des geplanten Vorhabens fällt im 
Plangebiet kein Abwasser an. Ein Anschluss an die Trinkwasserversorgung und 
Abwasserentsorgung sind nicht erforderlich.  

Die Module dürfen nur trocken oder mit Wasser ohne Zusatzmittel gereinigt 
werden, damit eine Verunreinigung des Bodens und der Pflanzen unter den Mo-
dulen durch abfließende Flüssigkeiten unterbunden wird. 

Eine Müllentsorgung ist für das Plangebiet nicht erforderlich, da kein Müll pro-
duziert wird. 

1.2.10 Löschwasserversorgung/Brandschutz 

Anders als Photovoltaikanlagen auf Hausdächern, bei denen die Dachkonstruk-
tion und die Ausbauten darunter meist aus brennbaren Materialien besteht, ha-
ben PV-FFA nur eine sehr geringe Brandlast. 

Sie bestehen in der Regel aus nichtbrennbaren Gestellen, den Solarpaneelen 
und Kabelverbindungen. Als Brandlast sind im Wesentlichen die Kabel anzuse-
hen und ansonsten nur wenige Teile der Solaranlagen. Es entstehen allgemein 
Brandschäden an Photovoltaikanlagen, die nicht von ihr selbst induziert, son-
dern von sekundären Brandursachen wie Vegetationsbrände ausgelöst werden 
können. In der Regel halten sich im Plangebiet keine Personen auf, weshalb 
nur ein Sachrisiko besteht. 

Das Brandschutzkonzept liegt zum aktuellen Stand nicht vor. 

1.3 Standortwahl 

Durch die Samtgemeinde Ilmenau wurde eine Standortalternativenprüfung im 
Rahmen des „Entwicklungskonzept[s] zur Standortwahl von Photovoltaik-Frei-
flächenanlagen“ durchgeführt. Dabei wurde das Plangebiet als „bedingt geeig-
nete Flächen für Photovoltaik“ ermittelt. Die Landwirtschaftsfläche wird durch 
die zeitliche Beschränkung der Nutzung für die solare Energiegewinnung nicht 
dauerhaft einer landwirtschaftlichen Nutzung entzogen. Es soll nach vollständi-
gem Rückbau des Solarparks die Rückumwandlung des Sonstigen Sonderge-
bietes zu Ackerland unter Beachtung der dann gültigen Rechtsvorschriften er-
folgen. Es kann darüber hinaus damit gerechnet werden, dass durch die Bewirt-
schaftungspause und der damit einhergehende Verzicht auf Düngemittel und 
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Pestizide die Bodenfunktionen und damit die Ertragfähigkeit für die zukünftige 
Landwirtschaft deutlich verbessert wird. 

Der Vorhabenbereich grenzt im westlichen Teil an als Vorbehaltsgebiete für 
Forstwirtschaft ausgewiesene Waldflächen an. Die Waldflächen werden nicht 
durch die zukünftige Nutzung beansprucht. Die erforderlichen Abstände zu an-
grenzenden Nutzungen sind im weiteren Verlauf des Planverfahrens zu klären 
(siehe Kapitel 4.3.3 der Begründung zum Bebauungsplan Nr. 26) Auf den der-
zeit als Acker genutzten Flächen wird Grünland entwickelt (siehe Kapitel 5.6, 
ebd.). 

1.4 Umweltschutzziele aus übergeordneten Fachgesetzen und Fachplä-
nen 

Innerhalb der Fachgesetze sind für die Schutzgüter Ziele und allgemeine 
Grundsätze formuliert, die im Rahmen der Umweltprüfung für dieses Untersu-
chungsgebiet zu berücksichtigen sind: 

 Baugesetzbuch (BauGB), insbesondere die Eingriffsregelung gemäß 
§ 1a Abs. 3 BauGB sowie die in § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB genannten Be-
lange des Umweltschutzes einschließlich des Naturschutzes und der 
Landschaftspflege, 

 Baunutzungsverordnung (BauNVO), 

 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) und Niedersächsisches Natur-
schutzgesetz (NNatSchG), 

 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG), 

 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) und Niedersächsisches Wassergesetz 
(NWG), 

 Bundesimmissionsschutzgesetz (BImSchG), 

 Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG). 

Die planerischen Vorgaben, die sich für das Gebiet ergeben, werden im Fol-
genden aufgeführt:  
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1.4.1 Länderübergreifender Raumordnungsplan für den Hochwasser-
schutz (2021) 

Hochwasserrisikomanagement:  

I.1.1 (Z): Bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen ist es erforderlich, 
die Hochwasserrisiken auf Grundlage der bei öffentlichen Stellen verfügbaren 
Daten zu prüfen. Diese Prüfung umfasst nicht nur die Wahrscheinlichkeit des 
Eintritts eines Hochwasserereignisses und dessen räumliche sowie zeitliche 
Ausdehnung, sondern auch die Wassertiefe und die Fließgeschwindigkeit. Zu-
sätzlich sind die verschiedenen Empfindlichkeiten und Schutzbedarfe der unter-
schiedlichen Raumnutzungen und Raumfunktionen in die Risikoanalyse einzu-
beziehen. 

Es werden die gemäß BUNDESINSTITUT FÜR BAU-, STADT- UND RAUMFORSCHUNG 
(BSSR, 2024) geforderten Daten abgefragt und im Folgenden beschrieben.  

Das Plangebiet befindet sich nicht innerhalb eines gesicherten oder vorläufig 
gesicherten Überschwemmungsbereich. Zudem ist auch kein Risikogebiet au-
ßerhalb von Überschwemmungsbereichen nach § 78b WHG im Plangebiet aus-
gewiesen.  

Der Vorhabenbereich befindet sich in einem Vorbehaltsgebiet Trinkwasserge-
winnung (RROP 2003, 2. Änderung 2016). 

Es sind bei ordnungsgemäßem Bauablauf keine negativen Auswirkungen des 
geplanten Vorhabens auf das Vorbehaltsgebiet zu erwarten. Weitere Wasser-
schutzgebiete nach § 51 WHG sind ebenfalls nicht vorhanden.  

Aufgrund der Topografie sind keine Auswirkungen durch Überschwemmungen 
oder Starkregenereignisse zu erwarten.  

Klimawandel und -anpassung 
 
I.2.1 (Z): Die Auswirkungen des Klimawandels in Bezug auf Hochwasserereig-
nisse durch oberirdische Gewässer, Starkregen oder das Eindringen von Meer-
wasser in Küstengebiete sind bei raumbedeutsamen Planungen und Maßnah-
men, einschließlich der Siedlungsentwicklung, vorausschauend zu prüfen. Da-
bei sind die bei öffentlichen Stellen verfügbaren Daten heranzuziehen. 

Das Plangebiet befindet sich nicht in unmittelbarer Nähe zu einem Gewässer. 
Es befindet sich demnach auch nicht in einem Überschwemmungsgebiet, das 
per Verordnung erlassen wurde und in dem sogenannte "HQ30-Ereignisse“ zu 
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erwarten sind. Es sind keine erheblichen Auswirkungen hinsichtlich des Klima-
wandels zu erwarten.  

1.4.2 Landesraumordnungsproramm (LROP) Niedersachsen (2022): 

Für das Plangebiet und den vorliegenden Planungsanlass sind auf Grundlage 
des Landesraumordnungsprogramms Niedersachsen in der Fassung vom 6. 
Dezember 2017, zuletzt geändert am 28. Juni 2022, folgende Ziele (fett ge-
druckt) und Grundsätze der Raumordnung zu beachten: 

LROP 4.2.1 Erneuerbare Energieerzeugung – Ziffer 01 

„1Bei der Energieerzeugung sollen Versorgungssicherheit, Kostengünstigkeit, 
Effizienz, Klima- und Umweltverträglichkeit berücksichtigt werden. (G) 
2Die nachhaltige Erzeugung erneuerbarer Energien soll vorrangig unterstützt 
werden. 3Bei allen raumbedeutsamen Planungen und Maßnahmen sollen die 
Möglichkeiten der Nutzung der erneuerbaren Energien, der Sektorkopplung 
sowie der Energieeinsparung berücksichtigt werden. (G) 
4Die Träger der Regionalplanung sollen im Sinne des Niedersächsischen Kli-
magesetzes darauf hinwirken, dass unter Berücksichtigung der regionalen 
Gegebenheiten der Anteil erneuerbarer Energien, insbesondere der Wind-
energie, der Solarenergie, der Wasserkraft, der Geothermie sowie von Bio-
energie und Energie aus Wasserstoff, raumverträglich ausgebaut wird. (G) 
[…].“  

 

LROP 4.2.1 Erneuerbare Energieerzeugung – Ziffer 03 

„1 Der Ausbau von Anlagen zur Erzeugung von Strom aus solarer Strahlungs-
energie (Photovoltaik) soll landesweit weiter vorangetrieben und bis zum 
Jahr 2040 eine Leistung von 65 GW installiert werden. 2 Dabei sollen vorran-
gig bereits versiegelte Flächen und Flächen auf, an oder in einem Gebäude 
oder einer Lärmschutzwand sowie sonstigen baulichen Anlagen in Anspruch 
genommen werden. 3 Mindestens 50 GW der in Satz 1 genannten Anlagen-
leistung sollen auf Flächen nach Satz 2 installiert werden; im Übrigen soll die 
Anlagenleistung in Form von Freiflächenphotovoltaikanlagen in dafür geeig-
neten Gebieten raumverträglich umgesetzt werden.4 Vorbehaltsgebiete für 
die Landwirtschaft sollen hierfür nicht in Anspruch genommen werden. 5 Ab-
weichend von Satz 4 können Vorbehaltsgebiete für die Landwirtschaft für 
raumverträgliche Anlagen der Agrar-Photovoltaik vorgesehen werden. … 
(G) 
7 Zur Verbesserung der Standortentscheidungen für Anlagen zur Erzeugung 
von Strom aus solarer Strahlungsenergie sollen die Träger der Regionalpla-
nung im Benehmen mit den Gemeinden und den landwirtschaftlichen Fach-
behörden regionale Energiekonzepte erstellen und in die Regionalen Raum-
ordnungsprogramme integrieren.“ (G) 
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Für den Landkreis Lüneburg gibt es derzeit kein regionales Energiekonzept zur 
Verbesserung der Standortentscheidung für Anlagen zur Erzeugung von Strom 
aus solarer Strahlungsenergie. 

In der Begründung zur Änderung des LROP 2022 wird ausgeführt, welche PV-
FFA Einschränkungen unterliegen und welche Voraussetzungen anhand des 
vorgenannten Grunds und Ziele gelten. Weitere Details in Bezug auf die Raum-
planung sind der Begründung zum B-Plan Nr. 26 "Solarpark Oerzen-Nord" zu 
entnehmen. 

Für das Plangebiet selbst wurden keine Darstellungen getroffen, im Umfeld be-
finden sich jedoch Flächen von Bedeutung für die Raumordnung: 

 

Abbildung 1-2: Auszug aus dem LROP (2022) mit ungefährer Lage des Unter-
suchungsgebiets (rote Umrandung) 
 
Nordöstlich außerhalb des Geltungsbereichs ist in der zeichnerischen Darstel-
lung des Landesraumordnungsprogramms 2017 ein Natura 2000 Gebiet darge-
stellt. Südlich außerhalb des Geltungsbereichs befindet sich mit der Bundes-
straße 209 (B 209) ein Vorranggebiet Hauptverkehrsstraße. Während sich nord-
westlich außerhalb des Geltungsbereichs ein Vorranggebiet Wald befindet. 

1.4.3 Regionales Raumordnungsprogramm (RROP) Landkreis Lüneburg 
2003 

Der Vorhabenbereich befindet sich in einem Vorbehaltsgebiet Trinkwasserge-
winnung, insbesondere im östlichen Bereich in einem Vorranggebiet Windener-
gienutzung sowie einem Vorbehaltsgebiet Landwirtschaft – aufgrund hohen, na-
türlichen standortgebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotentials. Teile des 
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westlichen Änderungsbereiches befinden sich in einem Vorbehaltsgebiet Forst-
wirtschaft sowie einem Vorbehaltsgebiet Erholung. 

 

Abbildung 1-3: Auszug aus der zweiten Änderung des RROP (2016) mit unge-
fährer Lage des Untersuchungsgebiets (rote Umrandung) 
 
Bei dem Vorhabenbereich handelt es sich gemäß dem RROP 2003, 2. Ände-
rung 2016 in Teilbereichen um ein Vorranggebiet Windenergie.  

Teile der östlichen Teilfläche des geplanten Vorhabens befinden sich innerhalb 
des Vorbehaltsgebietes Landwirtschaft (aufgrund hohen, natürlichen standort-
gebundenen landwirtschaftlichen Ertragspotentials). Der Geltungsbereich wird 
im westlichen Teil als Vorbehaltsgebiet für Forstwirtschaft ausgewiesenen und 
grenzt an vorhandene Waldflächen an. 

Der südwestliche Teil des Änderungsbereichs liegt innerhalb eines Vorbehalts-
gebietes Erholung. In Vorbehaltsgebieten für Erholung besteht kein Ausschluss 
anderer Nutzungen, sondern es wird eine Abwägung für oder gegen eine be-
stimmte Nutzung vorgenommen. Die Vereinbarkeit von Photovoltaiknutzung 
und Erholung im vorliegenden Geltungsbereich ist durch die Vorprägung des 
Gebiets durch bereits bestehende Windenergieanlagen, die durch ein geplantes 
Repowering ersetzt und um einige zusätzliche Windenergieanlagen ergänzt 
werden sollen sowie eine bestehende PV-FFA im Nordwesten begründet. Zu-
dem werden keine Wanderwege oder der Erholung dienenden Einrichtungen 
beeinträchtigt. 

Das Regionale Raumordnungsprogramm (RROP) 2025 befindet sich derzeit in 
der Neuaufstellung. Der erste Entwurf stammt aus dem Jahr 2022, zum zweiten 
Entwurf wurde das 2. Beteiligungsverfahren im August 2025 beendet.  
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Der Vorhabenbereich befindet sich in einem Vorranggebiet der Windenergie. Im 
Norden grenzt ein Biotoptopverbund der Fließgewässer, Auen und Stillgewäs-
ser an, welcher aber nicht innerhalb des Vorhabenbereichs liegt. Weiterhin sind 
die Flächen des Offenlandes als Ackerflächen, also Vorbehaltsgebiet Landwirt-
schaft dargestellt. Im Westen liegt ein der Forstwirtschaft vorbehaltener Be-
reich. 

Die wesentlichen Änderungen des Raumordnungsprogramms beziehen sich vor 
allem auf den Aspekt der Ausweisung von Windenergie. Aus dem Vorhabenbe-
reich der B-Plan Aufstellung (Nr. 26) wurden die Standorte der geplanten WEA 
ausgeklammert.  

1.4.4   Landschaftsrahmenplan (LRP) Landkreis Lüneburg - Stand 2017 

Folgende Aussagen werden im LRP getätigt: 

Karte 1: Arten und Biotope  

Im Landschaftsrahmenplan ist das Plangebiet als Biotoptyp Sandacker darge-
stellt. Das Gros der umliegenden Flächen stellt sich als Nadelforst dar. 

 

Abbildung 1-4: Auszug aus Karte 1 des LRP des LK Lüneburg mit ungefährer 
Lage des Plangebiets (rote Umrandung) 
 
Karte 2: Zielkonzept 

Das Zielkonzept stellt als Ziele, Erfordernisse und Maßnahmen für den Boden-
schutz im überwiegenden Teil des Geltungsbereichs die Erhaltung von Böden 
mit hoher natürlicher Bodenfruchtbarkeit für die ackerbauliche Nutzung dar. 
Textlich wird zum Bodenschutz formuliert: 
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„Der Erhaltung und dem Schutz von Böden mit einer hohen natürlichen Bo-
denfruchtbarkeit, die derzeit ackerbaulich genutzt werden, gebührt insbeson-
dere in Zeiten zunehmenden Flächendrucks einer besonderen Berücksichti-
gung. Dem Schutz dieser Böden gegenüber Siedlungs- und Infrastrukturent-
wicklungen gilt eine besondere Aufmerksamkeit. Böden mit einer hohen na-
türlichen Bodenfruchtbarkeit sind besonders schützenswert und sollten der 
ackerbaulichen Nutzung vorbehalten werden. Durch die Eigenschaften dieser 
Böden ist es möglich diese Standorte mit vergleichsweise geringerem Dün-
gemitteleinsatz zu bewirtschaften. Dies trägt zur nachhaltigen Sicherung der 
Leistungsfähigkeit des Naturhaushalts bei (LBEG 2008). Darüber hinaus wird 
mit dieser Ziel- und Maßnahmensetzung indirekt der Nutzungsdruck auf be-
sondere Extremstandorte (Grenzertragsstandorte) reduziert. Die Schwer-
punkträume dieser Maßnahme liegen im Landkreis auf der Geest. Flächen-
verluste durch Flächenversiegelungen sowie die Ausweisung von großflächi-
gen Kompensationsflächen im Sinne der Eingriffsregelung (§ 14 BNatSchG) 
sind auf diesen Flächen möglichst zu vermeiden. Ausgenommen hiervon 
sind Maßnahmen zur Strukturförderung und Artenhilfsmaßnahmen, die vor-
rangig sind. 
 

 

Abbildung 1-5: Auszug aus Karte 2 des LRP des LK Lüneburg mit ungefährer 
Lage des Plangebiets (rote Umrandung) 

1.4.5 Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Ilmenau 

Der gültige Flächennutzungsplan der Samtgemeinde Ilmenau stellt verschie-
dene Nutzungen im Bereich des Plangebietes dar. Der Großteil der Flächen 
des Plangebiets werden als Flächen für die Landwirtschaft dargestellt. Ein Teil 
der Flächen im Nordosten wird nachrichtlich als Sondergebiet „Windenergie“ im 
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Rahmen der Anpassung an die Vorranggebiete Windenergienutzung des 
RROP, 2. Änderung 2016 dargestellt.  

Außerdem sind Waldflächen im FNP verankert. Im Südwesten der östlichen 
Teilfläche der PV-FFA ist eine Waldfläche dargestellt. Nach aktuellem Stand 
befindet sich an dieser Stelle jedoch ein Acker. 

Die K 20 ist als (straßen-)verkehrsrechtliche Fläche gekennzeichnet. 

 

Abbildung 1-6: Darstellung des FNP der Samtgemeinde Ilmenau mit Verortung 
des Vorhabenbereichs (Hintergrundkarte: Basisvisualisierung Niedersachsen) 
 
Das Planvorhaben ist nicht mit den Darstellungen des Flächennutzungsplans 
vereinbar. Um die planungsrechtliche Grundlage für die PV-FFA zu schaffen, ist 
die Darstellung einer zusammenhängenden Sonderbaufläche für den Vorha-
benbereich erforderlich. 

Bebauungspläne 

Für das Plangebiet und die Umgebung liegt bislang kein rechtsverbindlicher Be-
bauungsplan vor. Die Zulässigkeit von Vorhaben richtet sich aktuell nach § 35 
BauGB.  

Im Rahmen das aktuellen Planvorhabens wird der B-Plan Nr. 26 aufgestellt, um 
das Vorhaben rechtlich abzusichern. 
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2 Abgrenzung des Untersuchungsumfangs und des Untersu-
chungsgebiets 

Bei der Umweltprüfung sind die Wirkungen der durch den vorbereitenden Bau-
leitplan ermöglichten Eingriffsvorhaben auf die Einzelbelange des Natur- und 
Umweltschutzes entsprechend § 1 (6) Nr. 7 BauGB zu beschreiben und zu be-
werten.  

Der Untersuchungsraum für die Schutzgüter muss mindestens das vom be-
trachteten Bereich des Bebauungsplans voraussichtlich erheblich beeinflusste 
Gebiet (Wirkraum) enthalten. Aufgrund der voraussichtlichen Wirkungen außer-
halb der unmittelbar physisch betroffenen Flächen ist bei der vorliegenden Pla-
nung von einer geringen bis mittleren Reichweite der Wirkungen auszugehen. 

Auswirkungen geringer bis mittlerer Reichweite können die Schutzgüter 
Mensch, Pflanzen sowie Tiere und deren Lebensräume und auch das Land-
schaftsbild betreffen. Entsprechend wird ein Wirkraum von rd. 200 m Radius um 
den Geltungsbereich betrachtet Bezüglich des Schutzguts Mensch wird die um-
liegende Wohnnutzung betrachtet. Bei den übrigen Schutzgütern beschränkt 
sich die Betrachtung im Wesentlichen auf den Vorhabenbereich. 
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3 Erfassung und Bewertung von Natur und Landschaft 

3.1 Allgemeines 

Die Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Zustandes von Natur und 
Landschaft erfolgt gemäß den Vorgaben des § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB. Die 
Grundlage für die Beschreibung des Plangebietes bilden die ermittelten Bio-
toptypen (IDN 2025, ORCHIS 2024a). Des Weiteren wurden Daten des Um-
weltkartenservers Niedersachsen (MU 2026) und des Landesamt für Bergbau, 
Energie und Geologie (LBEG 2026) ausgewertet.  

Die Bewertung erfolgte auf Grundlage des Breuer-Modells von 1994 in seiner 
aktuellen Version von Januar 2006 (BREUER 2006).  

Das Breuer-Modell sieht für das Schutzgut Pflanzen und Tiere eine fünfstufige 
Werteskala (I bis V) vor, die übrigen Schutzgüter werden mit einer dreistufigen 
Werteskala bewertet (1 bis 3). 

Tabelle 3-1: Wertstufen nach Breuer 

Wertstufe V/1 Schutzgüter von besonderer Bedeutung 
Wertstufe IV Schutzgüter von besonderer bis allgemeiner Bedeutung 
Wertstufe III/2 Schutzgüter von allgemeiner Bedeutung 
Wertstufe II Schutzgüter von allgemeiner bis geringer Bedeutung 
Wertstufe I/3 Schutzgüter von geringer Bedeutung 

3.2 Schutzgut Mensch einschließlich der menschlichen Gesundheit 

3.2.1 Wohn- und Wohnumfeldfunktion 

Bestand 

Das Plangebiet weist aufgrund der intensiven landwirtschaftlichen Nutzung 
selbst keine Wohnfeldfunktion auf. Nördlich, in rd. 250 m Entfernung von der 
östlichen Teilfläche liegt eine landwirtschaftliche Hofstelle, hierbei handelt es 
sich um Scheuen und überdachte Stellflächen, eine Wohnbebauung ist nicht 
vorhanden. 

Schützenswerten Wohnnutzungen befinden sich im Norden (Südergellersen, 
Samtgemeine Gellersen) und Osten (Oerzen, Samtgemeinde Ilmenau) in einer 
Entfernung von rd. 1,8 km bzw. 1,5 km. 
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Besonders schützenswerte Nutzungen wie z. B. Krankenhäuser oder Schulen 
befinden sich nicht im direkt betroffenen Umfeld der Planung. In Südergellersen 
befindet sich der nächste Kindergarten und eine Schule. Außerdem gibt es dort 
eine Fachklinik für Suchtbehandlung. Innerhalb der rd. 3 km entfernten Ort-
schaft Embsen befinden sich zwei Waldkindergärten (wovon einer südwestlich 
von Embsen liegt), ein Kindergarten, eine Grundschule und eine Gesamtschule. 
Das nächstgelegene Krankenhaus befindet sich in Lüneburg. 

Bei der Aufstellung von Bauleitplänen sind die Belange des Immissionsschutzes 
als Bestandteil der Belange des Umweltschutzes gem. § 1 Abs. 6 Nr. 7 BauGB 
zu berücksichtigen. Vorliegend sind im Rahmen des Bauleitplanverfahrens zu 
erwartende Beeinträchtigungen zu ermitteln und es ist zu klären, inwieweit ggf. 
Schutzmaßnahmen zu treffen sind. Darüber hinaus ist sicherzustellen, dass die 
Planung mit umliegenden, ggf. schützenswerten Nutzungen verträglich ist. Im 
Umfeld bestehen keine wesentlichen Vorbelastungen. 

3.2.2 Erholungs- und Freizeitmöglichkeiten 

Mit der zweiten Änderung (2016) des RROP von 2003 liegt der südwestliche 
Vorhabenbereich innerhalb eines Vorbehaltsgebietes Erholung. In Vorbehalts-
gebieten für Erholung besteht kein Ausschluss anderer Nutzungen, sondern es 
wird eine Abwägung für oder gegen eine bestimmte Nutzung vorgenommen. 
Die Vereinbarkeit von Photovoltaiknutzung und Erholung im vorliegenden Gel-
tungsbereich ist durch die Vorprägung des Gebiets durch bereits bestehende 
Windenergieanlagen, die im Rahmen des Vorhabens überwiegend durch 
Repowering ersetzt und um einige zusätzliche Windenergieanlagen ergänzt 
werden sollen sowie eine bestehende PV-FFA begründet. Zudem werden keine 
Wanderwege oder der Erholung dienenden Einrichtungen beeinträchtigt (LK LÜ-

NEBURG, 2016) 

An die Ackerflächen grenzen Forstflächen an, die südliche Begrenzung des 
Vorhabengebiets bildet die K 10, außerdem liegen Siedlungen in einer Entfer-
nung von mindestens 1,3 km um den Vorhabenstandort. Zudem ist ein 
Repowering von Windenergieanlagen (WEA) auf dem Gebiet geplant.  

3.2.3 Vorbelastungen 

Vorbelastungen resultieren aus den bestehenden Windenergieanlagen und der 
intensiven Landwirtschaft. 
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3.2.4 Bewertung 

Das direkte Umfeld des Plangebiets hat aufgrund der Nähe zum Windpark im 
Norden und aufgrund fehlender Wanderwege eine untergeordnete Bedeutung 
für die Erholungsnutzung. Um das Plangebiet befinden sich größere Waldbe-
stände, welche den direkten Standort visuell abschirmen. Dem Schutzgut 
kommt eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) zu.  

3.3 Schutzgut Tiere, Pflanzen und biologische Vielfalt 

3.3.1 Biotoptypen 

Bestand  

Das Untersuchungsgebiet zur Erfassung der Biotoptypen umfasst den zukünfti-
gen Geltungsbereich sowie einen Puffer von 200 m.  

Das Plangebiet ist nicht im Zuge der landesweiten Biotoptypenkartierung von 
1984 bis 2004 erfasst worden (MU, 2026). Der LRP des Landkreises weißt das 
nördlichen Teilgebiet innerhalb des 200 m Betrachtungsradius um das Plange-
biet mit einer hohen Bedeutung (Wertstufe 2) für Tiere und Pflanzen aus (LK LÜ-

NEBURG, 2017). 

Im Geltungsbereich ist neben der vorhabengezogenen B-Plan Aufstellung auch 
ein Repowering von WEA geplant, in dessen Zuge eine Biotoptypenkartierung 
durchgeführt wurde (ORCHIS 2024a). Darüber hinaus wurde im Zuge der Pla-
nung des im Nordwesten gelegenen Windparks "Luheheide" ebenfalls ein Teil-
bereich kartiert (IDN 2025b), was zu einer Erweiterung der Datengrundlage bei-
trägt. Kleine Bereiche des UG, welche nicht durch eine der beiden Kartierungen 
erfasst wurden, werden durch die Informationen aus dem LRP ergänzt (LK LÜ-

NEBURG, 2017). Es handelt sich dabei lediglich um einen Bereich am südöstli-
chen und südwestlichen Rand des Untersuchungsgebiets der Biotoptypenkar-
tierung. Die Ausweisungen des LRP zeigen für diese Gehölzfläche einen Nadel-
forst an. Die Darstellung wird übernommen und ist in der Anlage 1 dargestellt 
(vgl. WZ*). 

Nachfolgend sind alle im Untersuchungsgebiet (UG) vorkommenden Biotopty-
pen unter Angabe ihres Schutzstatus nach § 30 BNatSchG/§24 NNatSchG (§), 
Regenationsfähigkeit (Re) und Wertstufe (We) aufgeführt. Die Wertstufen der 
Biotoptypen richten sich nach den "Einstufungen der Biotoptypen in 
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Niedersachsen" (v. DRACHENFELS 2024). Sind mehrere Wertstufen gegeben, so 
entscheidet die Qualität der Ausprägung über die Bewertung.  

Tabelle 3-2: Biotoptypen im Untersuchungsgebiet 

Num-
mer Kürzel Biotoptyp § Re We 

1 WÄLDER 

1.15 WV Birken- und Kiefernwald entwässerter Moore 

1.15.3 WVS Sonstiger Birken- und Kiefern-Moorwald - (**) III 

1.15.3 WVS 
(WAR) 

Sonstiger Birken- und Kiefern-Moorwald (mit 
Anteilen von Erlen-Bruchwald nährstoffreicher 
Standorte) 

- (**) III 

1.20 WP Sonstiger Pionier- und Sukzessionswald 
1.20.4 WPW Weiden-Pionierwald - * III 
1.22 WZ Sonstiger Nadelforst 
1.22.1 WZF Fichtenforst - (**/*) III (II) 

1.22.2 
WZK Kiefernforst - (**/*) III (II) 
WZK 
(WZD) Kiefern- und Douglasienforst - (**/*) III (II) 

1.22.4 WZD Douglasienforst - - II 
1.24 WR Strukturreicher Waldrand 

1.24.3 WRM Waldrand mittlerer Standorte (§) ** (V) IV 
(III) 

2 GEBÜSCHE UND GEHÖLZBESTÄNDE 
2.2 BM Mesophiles Gebüsch 

2.2.1 BMS Mesophiles Weißdorn-/Schlehengebüsch (§ü) * (IV) III 
2.8 BR Ruderalgebüsch/Sonstiges Gebüsch 

2.8.2 BRR Rubus-/Lianengestrüpp (§ü) * III (II) 
2.13 HB Einzelbaum/Baumbestand 

2.13.3 
HBA Allee/Baumreihe (§ü) **/* E 
HBA (Bi) Alle/Baumreihe aus Birken (§ü) **/* E 

9 GRÜNLAND 
9.5 GE Artenarmes Extensivgrünland 

9.5.3 GEA Artenarmes Extensivgrünland der Über-
schwemmugsbereiche (K) (*) III 

9.6 GI Artenarmes Intensivgrünland    

9.6.1 GIT Intensivgrünland trockenerer Mineralböden - (*) (III) II 

10 TROCKENE BIS FEUCHTE STAUDEN- UND RUDERALFLUREN 
10.4 UH Halbruderale Gras- und Staudenflur    

10.4.1 UHF Halbruderale Gras- und Staudenflur mittlerer 
Standorte - (*) (IV) III 

(II) 
11 ACKER- UND GARTENBAUBIOTOPE 
11.1 A Acker 

11.1.1. 

ASb Sandacker, Schwarzbrache - * (III) I 
ASm Sandacker, Mais - * (III) I 

ASn Sandacker, Grünbrache - * (III) I 



- Vorabzug - 
 

26/71 

www.idn-consult.de 

ASr Sandacker, Rüben - * (III) I 

11.1.2 ALm Basenarmer Lehmacker, Mais - * (III) I 

11.4 EO Obstplantage 
11.4.3 EOH Kulturheidelbeerplantage - . I 
12 GRÜNANLAGEN 

12.1 GR Scher- und Trittrasen 

12.1.2 GRA Artenarmer Scherrasen - . I 
12.1.4 GRT Trittrasen - . (II) I 
13 GEBÄUDE; VERKEHRS- UND INDUSTRIEFLÄCHEN 
13.1 OV Verkehrsfläche 

13.1.11 OVW Weg - . 0 (II) 
13.1.11 OVWa Weg, Asphalt/Beton - . 0 (II) 

13.1.11 OVW/ 
GRT 

unbefestigter Lehm- und Sandweg im Offen-
land - . III 

13.2 OF Sonstige befestigte Fläche  
13.2.1 OFL Lagerplatz - . 0 
13.8 OD Dorfgebiet/landwirtschaftliches Gebäude 
13.8.4 ODP Landwirtschaftliche Produktionsanlage - - 0 
13.13 OK Gebäudekomplex der Energieversorgung  

13.13.4 OKW Windkraftwerk- - . 0 
Erläuterungen der in der Tabelle verwendeten Abkürzungen: 
Schutzstatus 
§  nach § 30 BNatSchG geschützter Biotop 
§w nach § 24 NNatSchG geschützte Wallhecken  
§ü nach § 30 BNatSchG nur in naturnahen Überschwemmungs- und Uferbereichen von Ge
 wässern geschützt 
( ) teilweise nach § 30 BNatSchG in Verbindung mit § 24 NNatSchG geschützte Biotoptypen 
Regenerationsfähigkeit: 
*** nach Zerstörung kaum oder nicht regenerierbar (>150 Jahre Regenerationszeit) 
** nach Zerstörung schwer regenerierbar (bis 150 Jahre Regenerationszeit) 
* bedingt regenerierbar: bei günstigen Rahmenbedingungen in relativ kurzer Zeit  
              regenerierbar (in bis zu 25 Jahren)  
/ untere oder obere Kategorie, abhängig von der jeweiligen Ausprägung (insbesondere  
              Alter der Gehölze)  
! Biotoptypen nach vollständiger Zerstörung nicht wiederherstellbar  
? Einstufung sehr unsicher  
. keine Angabe  
Wertstufe: 
V sehr hohe bis hervorragende Bedeutung 
IV hohe Bedeutung 
III mittlere Bedeutung 
II geringe Bedeutung 
I geringe bis sehr geringe Bedeutung 
0 sehr geringe oder keine Bedeutung 
( ) Wertstufen besonders guter bzw. schlechter Ausprägungen 
E Bei Baum- und Strauchbeständen ist für beseitigte Bestände Ersatz in entsprechender Art,  
 Zahl und ggf. Länge zu schaffen (Verzicht auf Wertstufen). Sind sie Strukturelemente flächig 
 ausgeprägter Biotope, so gilt zusätzlich deren Wert (z. B. Einzelbäume in Heiden). 

 

Die Biotoptypen auf den Flächen der geplanten PV-FFA stellen sich als Sand-
acker (ASm, ASn, ASr) mit den zum Zeitpunkt der Kartierungen variierenden 
Feldfrüchten dar.  
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Im Südwesten und Norden grenzen Waldflächen an, wobei vor allem die Flä-
chen im Südwesten von Nadelforsten aus Douglasien (WZD, Pseudotsuga 
menziesii), Gemeiner Fiche (WZF, Picea abies) und Gewöhnlicher Kiefer (WZK, 
Pinus sylvestris) bestehen.  

Im Norden ist der Laubbaumanteil erhöht, hier befinden sich unter anderem Bir-
ken- und Kiefernwald entwässerter Moore (WVS) mit Beständen eines Erlen-
bruchs (WAR). Entlang des Grabens, welcher in den Südergellerser Bach ent-
wässert, zeigt der LRP des Landkreises (LK LÜNEBURG, 2017) Biotoptypen an, 
welche nach § 30 BNatSchG geschützt sind. Dieser Bereich wird jedoch nicht 
von der aktuellen Planung betroffen und bleibt in seinem Bestand erhalten. 

Der Vorhabenbereich befindet sich nicht in einem Überschwemmungsgebiet, 
wodurch die Schutzkriterien nach § 30 BNatSchG für Biotoptypen innerhalb von 
naturnahen Überschwemmungs- und Uferbereichen von Gewässern nicht erfüllt 
sind. Der Waldrand (WRM) kann unter bestimmten Bedingungen nach 
§ 30 BNatSchG geschützt sein. Ob dieser für das vorliegende Vorhabengebiet 
erfüllt ist, ist zum aktuellen Stand des Planungsverfahrens nicht bekannt. Der 
Bereich wird jedoch nicht durch die Aufstellung des B-Plans oder das Vorhaben 
an sich beeinträchtigt. Somit bleibt der Waldrand ungeachtet seines Schutzsta-
tus erhalten. 

Bewertung 

Im Untersuchungsgebiet sind Biotoptypen von (sehr) geringer Bedeutung (Wert-
stufe 1) bis hoher Bedeutung (Wertstufe IV) vorhanden. Der geplante PV-FFA 
Standort umfasst dabei ausschließliche Ackerflächen von (sehr) geringer Be-
deutung (Wertstufe I). 

Gemäß BREUER (1994) kommt dem Vorhabengebiet eine geringe Bedeutung 
(Wertstufe 3) zu.  

Die im Norden liegenden, nach § 30 BNatSchG geschützten Biotoptypen (von 
besonderer Bedeutung, Wertstufe 1 nach BREUER 1994) sind nicht vom Eingriff 
betroffen. 

3.3.2 Tiere 

Der nördliche Vorhabenbereich einschließlich des 200 m Betrachtungsabstan-
des ist in den Umweltkarten Niedersachsens als wertvoller Bereich für Säuge-
tiere und Lurche markiert. Der nördliche Waldabschnitt wird mit landesweiter 
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Bedeutung als Großvogellebensraum eingestuft. Weiter im Norden, außerhalb 
des Wirkraums, liegt ein regional bedeutsamer Brutvogellebensraum (MU 
2026).  

Gemäß den Angaben des Landschaftsrahmenplans ist der zuerst genannte Be-
reich (Gebiets-Nr. 83) von insgesamt sehr hoher Bedeutung für Tiere und Pflan-
zen (LK LÜNEBURG 2017). Der Bereich ist regional bedeutsam für Fledermäuse. 

Entsprechend den Hinweisen zu einem naturverträglichen Ausbau von PV-FFA 
(NLT 2023) erfolgt die Festlegung der relevanten Tierarten oder Tierartengrup-
pen biotoptypbezogen.  

Aufgrund der vorhandenen Habitatausstattung der angrenzenden Waldbe-
stände ist mit dem Vorkommen von Fledermäusen sowie gehölzbrütenden Vo-
gelarten zu rechnen. Im Jahr 2023 wurde im Rahmen eines geplanten 
Repowerings die Brutvogelfauna kartiert. Die aktuelle Planung der geplanten 
PV-FFA liegt innerhalb des damaligen Betrachtungsbereichs. Die Darstellung 
der Ergebnisse erfolgt in Kapitel 3.3.2.1.  

Die vor allem entlang von Ackerrainen liegenden Ruderalfluren stellen sich 
schmal und in ihrer Bewirtschaftung als intensiv dar. Es ist in diesen Bereichen 
nicht mit Vorkommen von seltenen und oder schützenswerten Tiergruppen zu 
rechnen, lediglich mit ubiquitären Arten.  

3.3.2.1 Brutvögel 

Bestand 

Eine Kartierung der Brutvögel erfolgte durch ORCHIS (2024) (vgl. Anhang 1), 
angelehnt an die Methodik von SÜDBECK et al. (2005). Die Erhebung fand im 
Zuge des geplanten Repowerings der Bestandswindenergieanlagen statt. Da 
sich das Plangebiet (PV-FFA) innerhalb des zuvor genannten Untersuchungs-
gebiets befindet, können die Daten zur Beschreibung des Bestandes herange-
zogen werden. Die vollständige Bestandserfassung nennt alle Arten, welche in 
den aktuellen Roten Listen bzw. Vorwarnlisten Deutschlands und Niedersach-
sens zugeordnet werden sowie alle nach dem Bundesartenschutzgesetz als 
"streng geschützt" gelisteten Arten. Die Brutvogelfauna wurde zwischen April 
und Juli 2023 an zwölf Durchgängen erhoben. Aufgrund der abweichenden 
Größe von Untersuchungsgebieten von bei Windpark-Planungen ist das Unter-
suchungsgebiet deutlich größer.  
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Hier wurden insgesamt 59 Vogelarten festgestellt. Davon sind 26 Arten als Brut-
vögel eingestuft, darunter sieben Arten mit Gefährdungs- bzw. Schutzstatus. 
Die übrigen Arten sind potenzielle Brutvögel (aufgrund fehlender ausreichender 
Beweise) bzw. Nahrungsgäste.  

Für den Vorhabenbereich der PV-FFA (Geltungsbereich einschließlich eines 
200m breiten Puffers) sind insbesondere folgende Arten interessant: Feldler-
che, Goldammer, Heidelerche, Star und Stieglitz. Wobei die beiden erstgenann-
ten Arten im unmittelbaren Vorhabenbereich ihre Revierzentren haben (s. Abbil-
dung 3-1). 

 

Abbildung 3-1: Reviere der gefährdeten/geschützten Brutvogelarten der 
avifaunistischen Erhebung des geplanten Windpark Repowerings (ORCHIS 
2024) mit Lage des Vorhabenbereichs (rote Markierung: Vorhabenbereich, ge-
strichelte Linie: 200 m Puffer)   
 
Bewertung 

Von den im Untersuchungsgebiet festgestellten Arten sind Feldlerche und Star 
nach der Roten Liste als gefährdet ("3") eingestuft. Die Heidelerche steht auf 
der Vorwarnliste. Die übrigen Arten gelten gemäß der Roten Listen als unge-
fährdet.  

Das einzige nachgewiesene Revier innerhalb des Plangebiets ist der Feldlerche 
zuzuordnen. Es wird im weiteren Verlauf des Genehmigungsverfahrens geprüft, 
ob im Rahmen des Windpark Repowerings bereits ein Ausgleich für die Feldler-
che geschaffen wurde. 
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Bei dem Vorhabengebiet handelt es sich um ein Gebiet von allgemeiner Bedeu-
tung für die Brutvogelfauna. Nach BREUER (1994) kommt dem Vorhabengebiet 
eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) zu. 

3.3.2.2 Gastvögel 

Bestand 

Im Zuge der Erfassungen durch ORCHIS (2024) wurden auch die Zug- und 
Rastvögel kartiert. Für das wesentlich größere Untersuchungsgebiet wurden die 
Flugbewegungen von 15 Arten erfasst und die Rastpunkte von 13 Arten.  

Im direkten Vorhabenbereich wurde der Mäusebussard (Buteo buteo) mehrmals 
angetroffen. Andere Arten wurden eher auf bzw. über den (offenen) Ackerflä-
chen im Norden gesichtet. Diese Flächen sind nicht Teil der vorliegenden Un-
tersuchung. 

Bewertung 

Das Plangebiet weist eine untergeordnete Bedeutung als Nahrungshabitat für 
Gastvögel auf.  

3.3.2.3 Fledermäuse 

Bestand 

Im Norden des Plangebiets (und weiter in Richtung Norden) befindet sich ein für 
Fledermäuse wertvolles Gebiet (LK LÜNEBURG 2017). 

Potenziell können Fledermausarten wie der Große Abendsegler (Nyctalus noc-
tula) die Gehölzstrukturen als Quartiere oder Jagdkorridore nutzen. Über den 
landwirtschaftlichen Flächen des Vorhabenbereichs könnten potenziell die 
Breitflügelfledermaus (Eptesicus serotinus) und die Zwergfledermaus (Pipistrel-
lus pipistellus) jagen. Diese beiden Arten sind in BatMap für die Umgebung des 
Vorhabengebietes dokumentiert (NABU NIEDERSACHSEN 2026). 

Grundsätzlich ist im Raum Embsen mit dem Vorkommen nahezu aller in Nie-
dersachsen verbreiteten Arten zu rechnen. Sämtliche potenziell auftretenden 
Fledermausarten sind im Anhang IV der FFH-Richtlinie (streng zu schützende 
Tier- und Pflanzenarten von gemeinschaftlichem Interesse) gelistet und unter-
liegen damit auch dem strengen Schutz gemäß § 7 BNatSchG. 
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Die Untersuchungen zu den Nordwestlichen Windpark "Luheheide" ergaben 
Folgenes:  

"Im Zuge der Erhebungen konnten insgesamt mindestens zehn Fledermaus-
arten im Untersuchungsgebiet festgestellt werden, u. a. die Arten Großer 
Abendsegler, Kleiner Abendsegler, Rauhautfledermaus, Zwergfledermaus, 
Zweifarbfledermaus und Breitflügelfledermaus." (IDN 2026) 

Bewertung  

Potenziell könnten Fledermausarten den Vorhabenbereich mit Offenland und 
Waldgebieten als Nahrungshabitat sowie die Gehölzstrukturen als Quartiere 
und Leitkorridore nutzen. 

Nach der aktuellen Planung werden keine Gehölze entfernt. Offene Inten-
siväcker haben nur eine untergeordnete Funktion als Nahrungshabitat. 

Es ist von einer allgemeinen Bedeutung des Gebiets für das Schutzgut auszu-
gehen 

3.3.2.4 Übrige Arten (/-gruppen) 

Aufgrund der Habitatausstattung am Vorhabenstandort (schmale Randstreifen 
der Ackerflächen) sind grundsätzlich nur ubiquitäre, ungefährdete Insektenarten 
zu erwarten. Auch das Vorkommen ungefährdeter Reptilienarten wie der Blind-
schleiche und der Waldeidechse kann nicht gänzlich ausgeschlossen werden. 

Vorkommen weiterer streng geschützter Arten können insgesamt auf Basis der 
Angaben im "Verzeichnis der in Niedersachsen besonders oder streng ge-
schützten Arten" (NLWKN 2015) aufgrund der Habitatausstattung im Plangebiet 
ausgeschlossen werden.  

3.3.2.5 Bewertung Arten und Lebensgemeinschaften 

Gemäß BREUER (1994) ist das Schutzgut Arten und Lebensgemeinschaften 
(Bewertungskriterium: Naturnähe des Biotops) im Plangebiet "von geringer Be-
deutung" (Wertstufe 3) einzustufen, da es sich bei der Ackerfläche um ein na-
turfernes Biotop handelt. Das Bewertungskriterium "Vorkommen gefährdeter Ar-
ten" ist im Plangebiet ebenfalls "von geringer Bedeutung“ (Wertstufe 3), da im 
Plangebiet das Vorkommen potenziell gefährdeter Arten nicht erwartet wird. 
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Insgesamt weist das Schutzgut somit eine geringe Bedeutung (Wertstufe 3) 
auf.  

3.4 Schutzgut Fläche 

Mit der Realisierung des Vorhabens werden bislang unversiegelte Flächen in 
sehr geringem Umfang versiegelt. Mit der Umsetzung des Bebauungsplans 
werden bisher unbebaute Flächen im Außenbereich umgenutzt. Bisher unbe-
baute Flächen sollen nur im unbedingt notwendigen Maß überbaut werden.  Die 
Versiegelung der Ackerflächen im Zuge der Errichtung der PV-FFA und deren 
Nebenanlagen und die Überstellung der Fläche mit den Solarmodulen sowie die 
damit verbundene Beeinträchtigung des Bodenhaushalts stellen den zentralen 
Eingriff dar.  

3.5 Schutzgut Wasser 

Bestand 

Im Vorhabengebiet selbst befinden sich keine Fließ- bzw. Stillgewässer. Im Un-
tersuchungsgebiet (inkl. 200 m Puffer) liegt im nördlichen Waldgebiet ein Sys-
tem aus kleinen Gräben, welche nach Norden hin in den Südergellersener Bach 
entwässern. 

Im Bereich des Plangebiets handelt es sich um den Grundwasserkörper 
"Ilmenau Lockergestein links". Der chemische Zustand wird aufgrund von Nitrat- 
und Pestizideinträgen als "schlecht" angegeben, der mengenmäßige Zustand 
als "gut" (MU 2026). Die Lage der Grundwasseroberfläche wird mit > 45 m bis 
50 m bzw. > 35 m bis 40 m für den nordöstlichen Bereich angegeben (LBEG 
2025). Es handelt sich um einen grundwasserfernen Standort.  

Die Grundwasserneubildungsrate lag im Beobachtungszeitraum von 1991 bis 
2020 bei > 300 bis 350 mm/a, für den zentralen Bereich der östlichen Teilfläche 
liegt die Rate bei > 150 bis 200 mm/a. Die Durchlässigkeit der oberflächenna-
hen Gesteine sowie das Schutzpotenzial der Grundwasserüberdeckung werden 
mit zwischen "gering" und "mittel" angegeben (LBEG 2026). 

Das Plangebiet befindet sich nach dem RROP (2016, 2. Änderung) in einem 
Vorbehaltsgebiet der Trinkwassergewinnung. 
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Bewertung 

Gemäß BREUER (1994) ist das Teilschutzgut Oberflächengewässer von gerin-
ger Bedeutung (Wertstufe 3), da die potenziell trockenfallenden Entwässe-
rungsgräben in dem nicht von der Planung betroffenen, nördlichen Waldstück 
liegen. Das Teilschutzgut Grundwasser wird aufgrund der Beeinträchtigung des 
Grundwassers durch Nitrat- und Pestizideinträge sowie durch die Aufschüttun-
gen ebenfalls mit geringer Bedeutung (Wertstufe 3) eingestuft. 

3.6 Schutzgut Boden 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umgegangen werden. Die Inanspruchnahme von hochwertigen land- oder forst-
wirtschaftlich genutzten Böden ist zu vermeiden. Bodenversiegelungen sollen 
auf ein unbedingt notwendiges Maß begrenzt werden. 

Boden im Sinne des BBodSchG ist die obere Schicht der Erdkruste, soweit sie 
Träger der im folgenden genannten Bodenfunktionen ist, einschließlich der flüs-
sigen Bestandteile (Bodenlösung) und der gasförmigen Bestandteile (Boden-
luft), ohne Grundwasser und Gewässerbetten. Der Boden erfüllt im Sinne die-
ses Gesetzes (vgl. § 2 BBodSchG) 

1. natürliche Funktionen als 

o Lebensgrundlage und Lebensraum für Menschen, Tiere, Pflanzen und 
Bodenorganismen, 

o Bestandteil des Naturhaushalts, insbesondere mit seinen Wasser- und 
Nährstoffkreisläufen, 

o Abbau-, Ausgleichs- und Aufbaumedium für stoffliche Einwirkungen auf 
Grund der Filter-, Puffer- und Stoffumwandlungseigenschaften, insbe-
sondere auch zum Schutz des Grundwassers, 

2. Funktionen als Archiv der Natur- und Kulturgeschichte sowie 

3. Nutzungsfunktionen als 

o Rohstofflagerstätte, 

o Fläche für Siedlung und Erholung, 

o Standort für die land- und forstwirtschaftliche Nutzung, 
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o Standort für sonstige wirtschaftliche und öffentliche Nutzungen, Ver-
kehr, Ver- und Entsorgung. 

Bestand 

Für das Plangebiet wird bei der Bodenkarte von Niedersachsen 1 :  50.000 Mitt-
lere Podsol-Braunerde und Mittlere Pseudogley-Braunerde angegeben. Der mi-
neralische Boden weist keine besonderen Standorteigenschaften auf (LBEG 
2026) 

Die Geländeoberkante (GOK) liegt zwischen rd. 43 m und rd. 48 m NHN. Das 
Gelände ist relativ eben (LBEG 2026).  

Für den Standort liegen keine Hinweise auf Altlasten oder Bodendenkmale vor 
(NLD 2026). 

Bewertung 

Gemäß BREUER (2006, 1994) ist das Schutzgut Boden im Plangebiet aufgrund 
des Vorkommens des überprägten Bodens "von allgemeiner Bedeutung" 
(Wertstufe 2). 

3.7 Schutzgut Klima und Luft 

3.7.1 Luft 

Bestand 

Das Plangebiet stellt keine Darstellung für das Schutzgut dar. Die angrenzen-
den Wälder haben aufgrund ihrer Filterfunktion einen positiven Einfluss auf das 
Gebiet. Der LRP stellt die Nadelforsten im Norden als Immissionsschutzgehölze 
dar (LK LÜNEBURG 2017). Weitere Vorbelastungen bestehen durch die unmittel-
bare sowie umliegenden landwirtschaftlichen Flächen, die mit Wirtschaftsdün-
ger (Gülle) behandelt werden.  

Bewertung 

Die Lufthygiene kann aufgrund der Vorbelastung durch die landwirtschaftliche 
Bewirtschaftung als beeinträchtigt bezeichnet werden. Die großflächigen Ge-
hölzbestände wirken sich aufgrund ihrer Filterfunktion positiv auf die Luftqualität 
aus. Aufgrund des großräumigen Austausches ist insgesamt von einer geringen 
Grundbelastung auszugehen. 
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3.7.2 Klima 

Bestand 

Das Klima des Landkreises stellt sich überwiegend ozeanisch mit feucht-gemä-
ßigten Westwinden dar, wobei in Richtung Osten und Südosten die Kontinenta-
lität zunimmt. Im Ergebnis prägen milde Winter und kühle, feuchte Sommer die 
Jahreszeitlichen Witterungen. Der Landkreis wird der klimaökologischen Region 
„Geest- und Bördebereich“ zugeordnet (LK LÜNEBURG, 2017). 

Die Jahresdurchschnittstemperatur innerhalb der Betrachtungsperiode zwi-
schen 1991 und 2020 betrug 9,6°C. Für denselben Zeitraum wurden im Mittel 
716 mm/a Niederschlag gemessen(LBEG, 2026) . 

Die lokalklimatische Situation im Plangebiet ist vor allem durch die im Freiland 
herrschende nächtliche Kaltluftproduktion der landwirtschaftlichen Flächen und 
des Plangebiets sowie durch die Waldflächen (Filterfunktion, Immissionsschutz) 
geprägt. Im LRP des Landkreises werden den unmittelbaren Flächen des Plan-
gebiets keine Darstellungen und besonderen Funktionen zugeordnet. 

Bewertung 

Die landwirtschaftlichen Flächen haben eine Bedeutung als Teil eines Kaltluf-
tentstehungsgebiets sowie die angrenzenden Waldflächen eine Bedeutung für 
das Lokalklima.  

Der Standort liegt nicht im unmittelbaren Umfeld von Siedlungsgebieten bzw. ei-
ner für diese bedeutenden Luftaustauschbahn. 

3.7.3 Bewertung des Schutzguts Klima und Luft 

Dem Schutzgut kommt gemäß BREUER (1994) eine allgemeine Bedeutung 
(Wertstufe 2) zu. 

3.8 Schutzgut Landschaft/Landschaftsbild 

Das Landschaftsbild des Plangebiets ist von einer flachwelligen, kleinteilig un-
tergliederten Ackerlandschaft geprägt. Die "Geestlandschaft zwischen Süder-
gellerser Bach und Hasenburger Mühlenbach" und wird durch den Landkreis 
mit einer geringen Bedeutung (Wertstufe 4) bewertet. Als beeinträchtigende 
Elemente des gesamten Landschaftsbildes gelten eine Bundesstraße (B 209 im 
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Südosten) und Hochspannungsleitung, diese befinden sich jedoch nicht im Vor-
habengebiet. Der nördliche Siedlungsrand der Ortschaft Oerzen wird als harmo-
nisch beschrieben (LK LÜNEBURG 2017). 

Bewertung 

Gemäß BREUER (1994) ist die Landschaft (Naturraumtypische Vielfalt und Ei-
genheit) im Plangebiet als "von allgemeiner Bedeutung“ (Wertstufe 2) zu be-
werten. Die naturraumtypische Vielfalt, Eigenart und Schönheit der Land-
schaftsbildeinheit ist zwar überformt und vermindert, im Wesentlichen aber 
noch erkennbar. 

3.9 Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige Sachgüter 

Als kulturelles Erbe werden historisch, architektonisch oder archäologisch be-
deutende Stätten und Bauwerke sowie Kulturlandschaften verstanden. Es befin-
den sich keine Baudenkmäler innerhalb des Planungsgebietes. Die Böden im 
Planungsgebiet besitzen keine kulturhistorische Bedeutung oder Archivfunktion. 
Bestehende archäologische Fundstätten sind derzeit nicht bekannt.  

Grundsätzlich sind ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können u. a. 
sein: Tonscherben, Holzkohleansammlungen, Schlacken sowie auffällige Bo-
denverfärbungen und Steinkonzentrationen, auch geringe Spuren solcher 
Funde), die im Zuge von Bau- oder Erdarbeiten gemacht werden, unverzüglich 
der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkreises zur Kenntnis gebracht 
werden müssen. Die Bauarbeiten sind einzustellen und die Fundstellen zu 
schützen. 

3.10 Wechselwirkungen 

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 i) BauGB sind die Auswirkungen eines Vorhabens auf die 
Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes zu ermitteln 
und zu beschreiben. 

Die Auswirkungen der Wechselwirkungen sind in den Ausführungen zu den ein-
zelnen Schutzgütern bereits mitberücksichtigt und bewertet worden. 
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4 Umweltauswirkungen: Prognose des Umweltzustandes bei 
Durchführung der Planung  

4.1 Wirkfaktoren des Vorhabens 

Es kann voraussichtlich von folgenden Auswirkungen der geplanten PV-FFA im 
Sondergebiet und den damit verbundenen Baumaßnahmen ausgegangen wer-
den: 

Baubedingte Auswirkungen 

Zu den baubedingten Auswirkungen der vorliegenden PV-FFA zählen: 

 Scheuchwirkungen und Emissionen (Lärm, Licht, Staub) durch den Be-
trieb der Baustelle, 

 Bodenverdichtungen. 

Die vorgenannten baubedingten Wirkungen (Scheuchwirkungen und Emissio-
nen) kommen nur temporär, über einen begrenzten Zeitraum zum Tragen. Zu-
dem wirken überlagernd Vorbelastungen u. a. durch die nördlich, südlich und 
westlich verlaufenden Verkehrsstraßen, sodass unter Berücksichtigung geeig-
neter Maßnahmen zur Vermeidung und Minimierung keine dauerhaften Auswir-
kungen auf Natur und Landschaft zu erwarten sind.  

Baubedingter Lebensraumverlust durch das Freimachen der Baufläche und 
Baustelleneinrichtungs-/Lagerflächen werden aufgrund der Habitatausstattung 
nicht erwartet. Es müssen zudem keine Bäume gefällt werden.  

Betriebs- und anlagebedingte Auswirkungen  

Zu den grundsätzlichen anlage- und betriebsbedingten Auswirkungen einer PV-
FFA zählen: 

 dauerhafte Flächeninanspruchnahme, 

 Beeinträchtigung der Bodenfunktionen durch (kleinflächige) Versiegelun-
gen, 

 Veränderungen des Landschaftsbildes durch bauliche Überprägung und 
Reflexionswirkungen, 

 faunistische Barrierewirkungen (Einzäunung). 
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Die Wirkungen auf das Mikroklima sind marginal. Durch die geplante Extensi-
vierung der Fläche wird einer möglichen Erosionsgefährdung wirksam entge-
gengewirkt. Die dauerhaft bewachsene Vegetationsschicht stabilisiert den Bo-
den, da die Wurzeln das Erdreich festigen und oberflächige Abtragungspro-
zesse reduzieren. Zusätzlich werden die PV-Module so konstruktiv verankert 
und angeordnet, dass ein Abrutschen oder Unterspülen ausgeschlossen ist. 
Insgesamt trägt die geplante Nutzung somit sowohl zur Sicherung des Boden-
bestands als auch zur langfristigen Stabilisierung der Geländeoberfläche bei. 

Bei einer Flächengröße von rd. 30,48 ha des Sondergebiets ist bei einer GRZ 
von 0,66 eine maximal zulässige Versiegelung durch die notwendigen techni-
schen Nebenanlagen, Zuwegungen und Rammpfosten sowie die Überstellung 
mit Modulen von 201.168 m² anzunehmen. Die PV-FFA sowie die Versiegelung 
kann nach Ende der Nutzungsdauer rückstandslos wieder entfernt werden. 

Die Ermittlung der Auswirkungen erfolgt auf Grundlage der "Hinweise der für ei-
nen naturverträglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen" (NLT 
2023). 

4.2 Auswirkungen auf das Schutzgut Mensch 

Hinsichtlich des Schutzgutes Mensch und seiner Gesundheit sind bei der vorlie-
genden Planung in erster Linie die möglichen Beeinträchtigungen durch Lärm 
während der Bauphase betrachtungsrelevant. Dieser kann sich u. U. auf die 
Wohn- und Erholungsfunktionen und die menschliche Gesundheit im Allgemei-
nen im Umfeld eines Vorhabens negativ auswirken. Sensible Nutzungen wie 
Wohnen und Erholen sind besonders empfindlich gegenüber Lärm. Nach An-
lage 1, Nr. 2 b, cc des BauGB ist die Verursachung von Belästigungen zu prü-
fen.  

Die weiteren Faktoren der Anlage 1, Nr. 2 b, cc des BauGB (Wärme, Schad-
stoffe und Strahlung) sind hinsichtlich der geplanten Nutzung als Sondergebiet 
für PV-FFA nicht relevant. Es entstehen zudem keine Auswirkungen durch 
Lichtimmissionen. Durch die Errichtung der PV-FFA sind keine erheblichen Be-
einträchtigungen im Hinblick auf den Immissionsschutz zu erwarten. 

Die Erholungsfunktion des Gebietes wird ebenfalls nicht beeinträchtigt, da es 
sich um eine schwach strukturierte Agrarlandschaft mit angrenzenden Waldbe-
ständen handelte, die nicht zur Naherholung genutzt werden; Infrastruktur zur 
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Freizeit- oder Erholungsnutzung, wie etwa ausgewiesene Wander- und Fahr-
radwege, Rastplätze sind nicht vorhanden.  

Es befinden sich keine Wohnnutzungen im Vorhabenbereich und in dessen un-
mittelbaren Umfeld. Die nächste Wohnbebauung liegt in einer Entfernung von 
deutlich über einen Kilometer (Oerzen und Südergellersen). Eine Hofstelle mit 
Scheunen bzw. überdachten Stellflächen und das Gelände der "NEXOGAS 
Produktion Südergellersen" dienen nicht der Wohnnutzung. 

Bewertung möglicher Beeinträchtigungen 

Photovoltaikanlagen funktionieren praktisch geräuschlos und ohne stoffliche 
Emissionen. Schall wird im gleichen Winkel des Einfalls wieder abgestrahlt. Hier 
ist jedoch nicht mit einer Absorption der Oberfläche zu rechnen, weil lediglich 
eine weiche Oberfläche die Energie der Reflexion abbauen könnte. Durch die 
Neigung der Solarmodule wird der auftretende Schall nach oben reflektiert oder 
von der Unterseite nach unten in den Boden abgegeben und absorbiert. Nen-
nenswerte Beeinträchtigungen angrenzender Bereiche erfolgen somit nicht. Mit 
verstärktem Lärm ist lediglich während der Bau- bzw. später auch während der 
Abbauphase durch erhöhte Baustellen- und Fahrzeuggeräusche sowie durch 
das Rammen der Trägerkonstruktionen zu rechnen. Die Bauphase ist zeitlich 
begrenzt. 

Unter Umständen können Lärmemissionen auch von Trafogebäuden und 
Wechselrichtern ausgehen, sie sind jedoch ebenfalls als sehr gering und örtlich 
begrenzt einzustufen.  

Die nächstgelegene schützenswerte Wohnnutzung befindet sich im Norden der 
östlichen Teilfläche des Solarparks. Darüber hinaus liegen Siedlungen im Um-
feld von rd. 1,2 km vor. Die Flächen der geplanten Modulstandorte sind fast von 
allen Seiten durch Gehölzbestände umsäumt. Von den geplanten Modulen 
kann grundsätzlich eine Störung (durch Lichtreflexionen) ausgehen. Um dies si-
cher ausschließen zu können, kann ein Blendgutachten Sicherheit geben. 

Dem Schutzgut kommt eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) zu. 

4.3 Auswirkungen auf das Schutzgut Tiere, Pflanzen und Biologische 
Vielfalt 

Bei den Beeinträchtigungen dieses Schutzgutes handelt es sich sowohl um di-
rekte Auswirkungen als auch um Folge- und Wechselwirkungen, da zwischen 
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der Vegetation und dem faunistischen Arteninventar enge Verknüpfungen be-
stehen. Mit der Inanspruchnahme von Vegetationsbeständen sind zwangsläufig 
auch Eingriffe in Habitatstrukturen verbunden. 

Baubedingte Auswirkungen 

Die baubedingten Auswirkungen beschränken sich auf Flächen innerhalb der 
Eingriffsgrenzen (Plangebiet). Baustelleneinrichtungsflächen außerhalb der Vor-
habenfläche sind nicht vorgesehen.  

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Am Vorhabenstandort ist der Biotoptyp Sandacker betroffen. Gemäß Drachen-
fels (2024) weist dieser eine (sehr) geringe Bedeutung (Wertstufe I) auf. In Be-
zug auf das Teilschutzgut Pflanzen bestehen demnach keine erheblichen Be-
einträchtigungen.  

Nach den Vorgaben des Breuer-Modells (BREUER 1994, BREUER 2006) sowie 
den "Hinweisen für einen naturverträglichen Ausbau von PV-FFA" (NLT, 2023) 
sind Biotoptypen der Wertstufe I und II nicht Zielbiotoptypen des Naturschutzes 
und der Landschaftspflege; bei Untergang liegt keine erhebliche Beeinträchti-
gung des Schutzgutes vor. Über die Kompensation für Biotoptypen hinausge-
hende Anforderungen können sich ergeben, wenn durch die geplanten Eingriffe 
gefährdete Pflanzen- und Tierarten ("Rote Listen-Arten") erheblich beeinträch-
tigt werden und diese Beeinträchtigungen nicht bereits mit den Maßnahmen für 
den Boden sowie die Biotoptypen der Wertstufen III, IV und V kompensiert wer-
den.  

Innerhalb der Baugrenzen und unter den Modultischen der Photovoltaikanlage 
wird Sandacker (AS) zu einem Sonstigen Extensivgrünland (GE) entwickelt, 
wodurch sich auch die Standortbedingungen für wildlebende Tierarten verbes-
sern.  

Innerhalb der nicht durch eine Versiegelung und Verschattung betroffenen Be-
reiche findet somit eine Wertstufenerhöhung auf die Wertstufe III statt.  

In Bezug auf das Teilschutzgut Tiere geht durch die von festen Aufbauten und 
Rammfundamenten versiegelten Flächen kein (potenzieller) Lebensraum verlo-
ren, da dieser keine besondere Bedeutung als Habitat aufweist.  

Durch ORCHIS (2024) wurde eine Feldlerche bzw. deren Revier im Plangebiet 
festgestellt. Es wird im weiteren Verlauf des Genehmigungsverfahrens geprüft, 
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ob im Rahmen des Windpark Repowerings bereits ein Ausgleich für die Feldler-
che geschaffen wurde. 

Die Reviere der Gehölzbrüter in den Gehölzbeständen um das Plangebiet, wie 
die der Amsel, des Buchfinks und der Blaumeise, werden durch das Vorhaben 
nicht beeinträchtigt, da keine Gehölze entfernt werden. Durch die Extensivie-
rung des Plangebiets entsteht eine Aufwertung der Fläche und schafft potenziell 
neue (Nahrungs-)Habitate. Zudem werden die im Umfeld lebenden Tiere nicht 
gestört:  

"Ergebnisse von Herden et al. (2009, S. 59 ff.) aus drei Solarparken in Bayern 
[zeigen zudem], dass Greifvögel Solarparke nicht prinzipiell meiden. Es wurden 
sowohl Jagdflüge (z. B. Mäusebussard und Turmfalke) zwischen, als auch (z. T. 
kreisende) Überflüge (Mäusebussard, Turmfalke, Sperber und Habicht) beo-
bachtet. Die Ansitzjäger-Arten (z. B. Mäusebussard) nutzten sowohl die Zäune 
als auch die Photovoltaik-Module als Ansitzwarten“ (KNE 2021). „Im Flugverhal-
ten [von] Greifvogelarten (wie Mäusebussard, Rot- und Schwarzmilan) konnten 
[in Untersuchungen an einem Solarpark auch] keine Unterschiede zu vergleich-
baren Freiflächen beobachtet werden“ (SCHELLER ET AL. 2020). 

Eine Literaturrecherche von KNE (2024) ergibt zudem, "dass es derzeit keine 
gesicherten Studien darüber gibt, dass PV-Module optische Störreize für Vögel 
darstellen. Aufgrund der Sonnenbewegung komme es lediglich zu kurzzeitigen 
"Blendsituationen" für die Vögel (HERDEN et al. 2009). Vögel haben ein gutes 
Sehvermögen, sodass sie trotz des reflektierenden Lichts, beim Anflug die ein-
zelnen Module wahrnehmen können (HERDEN et al. 2009). Es gäbe keine wis-
senschaftlichen Belege für eine signifikante Blendwirkung von Solarparks auf 
Vögel (LAMMERANT et al. 2020). TRAUTNER et al. (2022, S. 30) kommen in einer 
fachgutachterlichen Ausarbeitung zu dem Schluss, dass nach dem aktuellen 
Kenntnisstand Konflikte wie Kollisionen und Blendung als gering eingestuft wer-
den können." 

„Im Rahmen der Untersuchungen von ARGE Monitoring PV-Anlagen (2007) 
und Herden et al. (2009) fanden sich [darüber hinaus] keine Belege dafür, dass 
Vögel mit flach geneigten PV-Modulen (zirka 30°) kollidieren oder diese eine 
besondere Attraktionswirkung auf sie hätten" (KNE 2021). 

Die nördlich und südwestlich des Vorhabenbereichs bestehenden Wälder blei-
ben der waldbewohnenden Fauna erhalten. Auch die schmalen, gehölzfreien 
Randstreifen stellen weiterhin einen Lebensraum für die daran angepassten Ar-
ten dar. 
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„Zahlreiche Wasserinsekten orientieren sich an dem von Wasseroberflächen 
oder anderen feuchten Oberflächen zurückgeworfenen Ultraviolett (UV)-Licht. 
Auch PV-Module reflektieren das UV-Licht. Daher liegt die Vermutung nahe, 
dass die Moduloberflächen eine Attraktionswirkung für bestimmte Arten (Was-
serkäfer-, Wasserwanzenarten) haben können. Auch für weitere gewässerauf-
suchende Arten (-gruppen) scheint eine derartige Attraktionswirkung zumindest 
denkbar (Herden et al. 2009, S. 86, ARGE Monitoring PV-Anlagen 2007, S. 28). 
Belegt ist diese allerdings nicht“ (PESCHEL & PESCHEL, 2023). Wasserflächen 
mit vermutlich einer größeren Zahl an Wasserinsekten befinden sich erst weit 
abseits des Untersuchungsgebiets, sodass nicht erwartet wird, dass in relevan-
tem Umfang solche Insekten angelockt werden.  

Die Einzäunung sollte für Kleinsäuger und weitere kleinere Tierarten durch-
lässig geplant werden. Der Abstand von der Zaununterkante zur Geländeober-
fläche ist im weiteren Planverfahren zu klären. Eine Populationsstärkung durch 
ein verbessertes Nahrungsdargebot (Sämereien, Insekten) sowie der auf 
Kleinsäuger angewiesenen Greifvögel ist möglich. Eine arten- und strukturrei-
che Vegetationsentwicklung sowohl auf der mit Solarpaneelen bestückten Flä-
che als auch auf den Freiflächen wird durch eine entsprechende Bestandsbe-
grünung und eine angepasste, extensive Pflege gefördert.  

Grundsätzlich steht den bodenbrütenden Vogelarten rund ein Drittel der Son-
dergebietsfläche zur Verfügung, die nicht von den Solarmodulen überstellt wer-
den. Solarmodule werden ferner von verschiedenen Vogelarten als Ansitzwar-
ten genutzt. Die Extensivierung der Fläche im Vorhabenbereich stellt ferner 
eine Aufwertung des Lebensraums für diese Arten dar. 

Ein indirekter Verlust aufgrund von Störungen durch den Solarpark (Lärm, Be-
wegungsreize) wird nicht erwartet. Der betriebsbedingte Unterhaltungsturnus 
führt zu keinen Lärmbelastungen und keinen Scheuchwirkungen durch sicht-
bare Menschen, die über das bisherige Maß der Nutzung hinaus gehen.  

Die Randbereiche der Wälder und die Baumreihen entlang der K 20 dienen als 
Leitstrukturen in Form von linearen Gehölzstrukturen und den angrenzenden 
Waldbeständen mit entsprechender Habitatausstattung für Fledermäuse. Ver-
bunden mit einem sich ggf. erhöhenden Insektenreichtum ist aufgrund der PV-
Anlage allerdings eher eine Aufwertung des Plangebiets als Jagdhabitat für Fle-
dermäuse denkbar. MANDERY et al. (2026) zeigen, dass die Diversität der Insek-
ten, der Nahrungsquelle der Kleinsäuger, entscheidend für deren Vorkommen 
ist. Schafft die Extensivierung eine höhere Diversifikation der Pflanzen so profi-
tieren Insekten und Fledermäuse von der Aufwertung.  
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"Vereinzelte Beobachtungen zeigen [zudem], dass Fledermäuse horizontale 
Flächen mit Gewässern und vertikale Flächen mit offenen Flugwegen verwech-
seln können" (TAYLOR ET AL. 2019). Bislang liegen jedoch keine Hinweise auf 
ein hierdurch erhöhtes Kollisionsrisiko dieser Artengruppe vor. Ein solches Ri-
siko wird zudem insbesondere für glatte, vertikal angeordnete Module vermutet 
(SCHLEGEL 2021). Eine solche Planung liegt hier nicht vor. Insbesondere ent-
sprechen glatte Module nicht dem Stand der Technik für PV-FFA.  

Das Schutzgut Biotoptypen wird aufgrund der geplanten Entwicklung von Ex-
tensivgrünland mit Ruderalfluren eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) 
aufweisen und erfährt somit eine Aufwertung. Gleiches trifft auf das Schutzgut 
Arten und Lebensgemeinschaften zu. Durch die vorgesehene Extensivierung 
der Flächen können zusätzliche, strukturreiche Lebensräume entstehen, die 
auch für gefährdete Arten an Attraktivität gewinnen und deren Ansiedlung be-
günstigen können. 

4.4 Auswirkungen auf das Schutzgut Fläche und Boden 

Gemäß § 1a Abs. 2 BauGB soll mit Grund und Boden sparsam und schonend 
umgegangen werden. Die Inanspruchnahme von hochwertigen land- oder forst-
wirtschaftlich genutzten Böden ist zu vermeiden. 

Baubedingte Auswirkungen 

Zur Baustelleneinrichtung bzw. -zufahrt dienen die am Vorhabenstandort beste-
henden landwirtschaftlichen Wege. Von der Straße K 20 ausgehend kann die 
Zufahrt direkt auf die Vorhabenfläche erfolgen. Die PV-Module werden von dort 
sukzessive innerhalb der für die PV-FFA vorgesehene Fläche installiert. Es 
kann durch das Befahren mit Kleinfahrzeugen (Ramme und Kleintransport) zu 
Verdichtungen kommen, welche durch die bevorzugte Verwendung von Ketten-
fahrzeugen vermindert werden. Spezielle Reifen und/oder mobile Fahrstraßen 
können die Bodenverdichtung ebenfalls vermindern. Zudem ist darauf zu ach-
ten, dass die Bodenverhältnisse zum Zeitpunkt des Anlagenbaus nicht zu nass 
sind, damit Bodenschäden vermieden werden (DIN SPEC 91434).  

Im Rahmen der Erdarbeiten wird durch das Anlegen von Kabelgräben das be-
stehende Bodengefüge bzw. -profil durch den Ab- bzw. Auftrag von Boden-
schichten kleinflächig verändert. Der im Rahmen der Arbeiten anfallende 
Oberboden ist ortsnah, fachgerecht wieder zu verwenden oder entsprechend 
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der Einbauklasse zu verwerten bzw. zu entsorgen. Die geplanten Trafostatio-
nen werden voraussichtlich auf den bereits versiegelten Flächen aufgestellt.  

Die Baustelle ist insgesamt von vornherein so einzurichten, dass baubedingte, 
schädliche Umweltauswirkungen vermieden werden (s. DIN 19639). Die bau-
zeitlich beanspruchten Flächen sind dabei auf den unbedingt notwendigen Um-
fang zu minimieren und nach Beendigung der Arbeiten bei Bedarf zu rekultivie-
ren. Bei nassen Bodenverhältnissen sind Bodenschutzmatten zum Schutz vor 
Verdichtungen zu verwenden. Zur Wahrung dieser und weiterer erforderlicher 
Maßnahmen zum Bodenschutz wird eine Umweltbaubegleitung (UBB) empfoh-
len. 

Nach Abschluss der Bauarbeiten wird der Boden bei Bedarf gelockert und die 
beanspruchten Flächen rekultiviert. Die Bodenfunktionen werden in vollem Um-
fang wieder hergestellt.  

Es liegen aktuell keine Hinweise auf Altablagerungen bzw. Altlasten vor.  

Die Verbringung ggf. im Bauablauf anfallender Böden bedarf einer weiteren 
Überprüfung gemäß BBodenSchV und einer engen Abstimmung mit der zustän-
digen Bodenschutzbehörde.  

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Auf der Fläche kommt es vorhabenbedingt punktuell zu einer (Teil)-versiege-
lung von Böden im Bereich der Fundamente der Solarmodule, der festen Auf-
bauten sowie der optionaler Kamerasysteme im Bereich der Eingangstore und 
der Zuwegung. Die zulässige Versiegelung des Sondergebietes sowie die Über-
stellung mit Modulen wird durch die Festsetzung einer GRZ von 0,66 auf 
20,21 ha begrenzt. 

Der durch (Teil-)Versiegelung hervorgerufene punktuelle Eingriff in das Schutz-
gut Boden wird durch Aufwertung der Biotoptypen im Bereich zwischen den Mo-
dulreihen kompensiert. Die Nutzung als intensiv bewirtschaftete Ackerfläche 
wird aufgegeben und in eine extensive Grünlandnutzung überführt, sodass der 
Eingriff in das Schutzgut Boden kompensiert werden kann.  

Darüber hinaus werden Bodenflächen mit den PV-Modulen überdeckt, sodass 
ein Teil der Bodenfunktionen einschränkt wird. Bauartbedingt wird es eine Über-
bauung der Fläche durch in den Luftraum ragende Bauteile (überstellte Fläche) 
geben. Die in den Luftraum ragenden Teile der PV-FFA haben jedoch deutlich 
geringere Auswirkungen auf den Bodenschutz als tatsächliche und unmittelbare 
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Bodenversiegelungen. Maßgeblich wird die Verdunstung des gespeicherten 
Niederschlagswassers eingeschränkt, sodass klimatische Ausgleichsfunktionen 
(Kaltluftentstehung) reduziert werden. Die Funktionen werden jedoch nicht auf 
gesamter Fläche unterbunden. Die beschattete Grundfläche ist nicht vollständig 
dem Naturgeschehen entzogen. Es kommt jedoch unterhalb der Solarmodulen 
durch die Verschattung zu Einschränkungen hinsichtlich ihrer ökologischen 
Funktionen und Werte, die kompensiert werden müssen.  

Die zulässige Grundflächenzahl (GRZ) wird auf max. 0,66 festgesetzt. Bei einer 
Sondergebietsgröße von rd. 30,48 ha ist eine Versiegelung, bzw. Überdeckung 
von maximal rd. 20,21 ha zulässig. Dies schließt neben der durch die Funda-
mente der Solarmodule versiegelten Flächen, die von den Modulen überdeckte 
Fläche ein. 

Die unversiegelten und durch Solarmodule überstellten Flächen sind auch nach 
Baudurchführung von allgemeiner Bedeutung (WS 2) für das Schutzgut. Der 
zukünftig versiegelte Flächenanteil ist von geringer Bedeutung (WS 1). 

4.5 Auswirkungen auf das Schutzgut Wasser 

Baubedingte Auswirkungen 

Das Grundwasser ggf. temporär vorhandene Oberflächengewässer könnten 
durch Schadstoffeintrag der Baumaschinen beeinträchtigt werden. Bei Berück-
sichtigung der einschlägigen Schutzmaßnahmen wird dies vermieden und die 
Baumaßnahme hat keinen nachhaltigen Einfluss auf die Wasserqualität. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Anlagebedingt führt die geplante Erschließung zu einer zusätzlichen Versiege-
lung des Bodens. Eine vollständige Versiegelung erfolgt im Wesentlichen im 
Bereich der Fundamente der PV-Unterkonstruktion und der Trafostationen. Die 
zukünftige Überschirmung von Flächen mit den PV-Modulen kann zu einem re-
duzierten Feuchtigkeitseintrag unterhalb der Module führen. An den Traufkan-
ten der Module können dagegen durch den gesammelten Ablauf des Nieder-
schlagswassers lokal feuchtere Bereiche entstehen. Betriebsbedingt kann es 
daher zu einer kleinräumigen Änderung der Niederschlagsverteilung kommen. 
Diese hat jedoch keine Auswirkungen auf den Wasserhaushalt der Fläche oder 
auf den Grundwasserstand. Auf der Planungsfläche wird weiterhin der herabfal-
lende Niederschlag vollständig versickern können.  
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Im Bereich des Sondergebietes ist eine Entwicklung von Grünland/Dauervege-
tation geplant. Der grundsätzlich vorgesehene Verzicht auf den Einsatz von 
Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln im Bereich des Solarparks führt zu einem 
positiven Effekt auf den Wasserhaushalt. 

Zum Betrieb der PV-FFA wird, außer der Sicherstellung der Löschwasserver-
sorgung, kein Wasser benötigt. Es fällt kein Schmutzwasser an. Die Details 
werden im Verlauf des weiteren Planungsverfahren geklärt. 

Der Grundwasserstand wird vorhabenbedingt nicht verändert. Oberflächenge-
wässer sind vom Vorhaben nicht betroffen. 

Dem Schutzgut kommt auch nach Baudurchführung eine geringe Bedeutung 
(Wertstufe 3) zu. 

4.6 Auswirkungen auf das Schutzgut Klima und Luft 

Baubedingte Auswirkungen 

Bauzeitlich kann es durch Staub- und Abgasemissionen zu negativen Auswir-
kungen durch Baumaschinen und Baufahrzeuge kommen. Die Beeinträchtigun-
gen wirken jedoch nur temporär und werden aufgrund der gegebenen Vorbelas-
tungen durch die bestehende landwirtschaftliche Nutzung als nicht erheblich an-
gesehen. 

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Betriebsbedingt kommt es durch die Überschirmung mit den PV-Modulen zu ei-
ner Verschattung der Fläche sowie zu einer kleinräumigen Veränderung des 
Wasserhaushalts (s. Kapitel 4.5). Hiermit geht eine Veränderung der kleinklima-
tischen Situation einher. Großräumige Auswirkungen hierdurch sind ausge-
schlossen.  

Die Auswirkungen auf das Schutzgut werden deshalb als nicht erheblich einge-
stuft. Grundsätzlich trägt das Vorhaben als Projekt zum Ausbau erneuerbarer 
Energien zum Schutz des Klimas bei. 

Dem Schutzgut kommt auch nach Baudurchführung eine allgemeine Bedeu-
tung (Wertstufe 2) zu.  
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Anfälligkeit des Vorhabens gegenüber Folgen des Klimawandels 

Neben den Auswirkungen, die Vorhaben oder Pläne auf das Klima oder die An-
passung an den Klimawandel haben können, können sich aus dem Klimawan-
del auch veränderte Umweltbedingungen und daraus resultierende Risiken für 
bzw. Auswirkungen auf Vorhaben und Pläne selbst ergeben (UMWELTBUNDES-

AMT (Hrsg.) 2018). Je nach Wetterlage und Standort fungieren die versiegelten 
Flächen in den Sommermonaten als Wärmespeicher. Bei Zunahme sommerli-
cher Hitze im Zuge des Klimawandels, vor allem auch einer unzureichenden 
nächtlichen Abkühlung nimmt die Hitzebelastung der Bevölkerung zu, wenn 
nicht in ausreichendem Umfang klimatisch ausgleichende Grünflächen und -ele-
mente vorhanden sind. Im vorliegenden Planungsfall bleiben die vorhandenen 
Gehölzstrukturen erhalten. Es wird zudem nur minimal Boden durch die Ramm-
fundamente versiegelt. Die geplante PV-FFA trägt zum Ausbau der erneuerba-
ren Energien und somit zur Bewältigung des Klimawandels bei. 

4.7 Auswirkungen auf das Schutzgut Landschaft/Landschaftsbild 

Baubedingte Auswirkungen 

Bauzeitlich kann es durch die optisch sichtbare Baustelle sowie Lärm- und 
Staubemissionen zu negativen Auswirkungen auf die Erholungseignung und 
das Landschaftsbild kommen. Die Beeinträchtigungen wirken jedoch nur tempo-
rär und werden - auch aufgrund der gegebenen Vorbelastungen - als nicht er-
heblich angesehen.  

Anlage- und betriebsbedingte Auswirkungen 

Optische Emissionen können betriebsbedingt durch Lichtreflexion an den PV-
Modulen oder spiegelnden Metallkonstruktionen abhängig von der Ausrichtung 
der PV-Paneele entstehen. Eine potenzielle erhebliche Beeinträchtigung der 
K 20 und des angrenzenden Hofes im Nordwesten kann durch ein Blendgutach-
ten überprüft werden. Gehölzstrukturen schirmen die Vorhabenfläche ab. Zu-
dem schließen die modernen PV-Module (Antireflexionsbeschichtung der Mo-
duloberflächen) Lichtemissionen technisch weitgehend aus. Eventuelle Sonnen-
reflexionen sind lediglich als heller Bereich auf den dunklen Modulen zu erken-
nen. 

Das Landschaftsbild wird im UG im Wesentlichen durch landschaftsbildwirk-
same Strukturen wie Ackerflächen, aber auch Baum- /Strauchhecken und 
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Wälder geprägt. Diese bestehende Eingrünung führt zu einer optisch wirksa-
men Abschirmung des Vorhabengebiets.  

Das Vorhaben führt allerdings durch Überbauung einer ehemaligen Ackerfläche 
zu einer Veränderung der Gestalt und Nutzung von Bodenoberflächen. Durch 
die Überstellung der Fläche mit Solarmodulen findet die technische Überfor-
mung eines Landschaftsausschnittes und somit eine Veränderung des Land-
schaftsbildes statt. Die Dimensionierung der Anlage wird in der Höhe jedoch auf 
rd. 3,30 m beschränkt, sodass die Maßstäblichkeit der Landschaft mit der An-
lage nicht überstiegen wird. Die umgebenden Gehölzstrukturen sorgen für Ab-
schirmung gegenüber der umliegenden Landschaft. Die visuelle Beeinträchti-
gung betrifft somit im Wesentlichen nur Teile des unmittelbaren Umfelds des 
geplanten Solarparks. 

Ein erheblicher Wertigkeitsverlust des Landschaftsbildes tritt nicht ein. Dem 
Schutzgut kommt weiterhin eine allgemeine Bedeutung (Wertstufe 2) zu. 

4.8 Auswirkungen auf das Schutzgut kulturelles Erbe und sonstige 
Sachgüter 

Archäologische Denkmäler oder Fundstellen sind im Untersuchungsgebiet bis-
her nicht bekannt. Grundsätzlich kann aber für das Plangebiet das Auftreten ar-
chäologischer Funde nicht ausgeschlossen werden. Bei Erdarbeiten ange-
troffene archäologische Funde unterliegen gemäß § 14 Nds. Denkmalschutzge-
setz der Melde- und Sicherungspflicht. 

4.9 Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes 

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 i) BauGB sind die Auswirkungen eines Vorhabens auf die 
Wechselwirkungen zwischen den Belangen des Umweltschutzes zu ermitteln 
und zu beschreiben.  

Die Auswirkungen der Wechselwirkungen sind in den Ausführungen zu den ein-
zelnen Schutzgütern bereits mitberücksichtigt und bewertet worden. 

4.10 Anfälligkeit des geplanten Vorhabens für schwere Unfälle oder Kata-
strophen 

Nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 j) BauGB sind unbeschadet des § 50 Satz 1 des Bundes-
Immissionsschutzgesetzes, die Auswirkungen, die aufgrund der Anfälligkeit der 
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nach dem Bauleitplan zulässigen Vorhaben für schwere Unfälle oder Katastro-
phen zu erwarten sind, auf die Belange des Umweltschutzes zu betrachten. 

Gefährliche Stoffe im Sinne der 12. BImSchV (Störfall-Verordnung), welche die 
in Anhang I der Verordnung genannten Mengenschwellen überschreiten, wer-
den im Geltungsbereich nicht gelagert oder verwendet. Ein Störfallbetrieb nach 
StörfallV kann am Standort aufgrund der geplanten Ausweisungen im FNP und 
B-Plan nicht errichtet werden. Der Umgang mit ggf. im Zuge der Bauarbeiten 
auftretenden Altablagerungen oder Kampfmitteln ist über die textlichen Festset-
zungen im B-Plan geregelt.  

4.11 Art und Menge der erzeugten Abfälle 

Während der Baumaßnahmen anfallende Abfälle sind durch die jeweiligen Bau-
unternehmer fachgerecht zu entsorgen und verbleiben nicht im Planungsraum. 

4.12 Kumulierung mit den Auswirkungen anderer Vorhaben 

Das Untersuchungsgebiet ist bereits durch vorhandene Windenergieanlagen 
geprägt, für die ein Repowering vorgesehen ist.  

Es ist nicht auszuschließen, dass kumulative Wirkungen im Zusammenhang mit 
dem Vorhaben des Windpark-Repowerings entstehen. Die konkreten Auswir-
kungen sind im weiteren Verlauf des Planverfahrens zu klären.  
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5 Prognose über die Entwicklung des Umweltzustandes bei 
Nichtdurchführung der Planung 

Würde der Bebauungsplan nicht aufgestellt, wäre keine planungsrechtliche 
Grundlage für die Genehmigung des Solarparks Oerzen-Nord geschaffen. Es 
könnte in diesem Bereich kein weiterer Beitrag zum Ausbau der erneuerbaren 
Energien geleistet werden.  

Aufgrund des Planungsziels, den Ausbau der erneuerbaren Energien sowohl 
auf Landes- und Bundesebene als auch in der Samtgemeinde Ilmenau voran-
zutreiben, würde eine PV-FFA ggf. auf einer anderen, weniger gut geeigneten 
Flächen errichtet werden. Auch in diesem Falle würde eine Fläche im Außenbe-
reich beansprucht und es könnten negative Auswirkungen auf den Naturhaus-
halt auftreten.  
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6 Planungsalternative unter Berücksichtigung der Planungs-
ziele 

Als alternative Planungsmöglichkeiten kommen nur solche in Betracht, mit de-
nen die mit der Bauleitplanung verfolgten Ziele gleichfalls mit einem verhältnis-
mäßigen Aufwand erreicht werden können.  

Das Entwicklungskonzept der Samtgemeinde Ilmenau stellt potenziell geeig-
nete Standorte für PV-FFA innerhalb des Samtgemeindegebiets systematisch 
dar und dient als fachliche Entscheidungsgrundlage zur raumverträglichen Um-
setzung der Energiewende und Steuerung von PV-FFA.  

Der Geltungsbereich des Bebauungsplans befindet sich innerhalb von „bedingt 
geeigneten Flächen für Photovoltaik“. Bedingt geeignete Flächen sind dabei 
nicht grundsätzlich ausgeschlossen, sondern unterliegen einer vertieften Einzel-
fallprüfung, bei der insbesondere naturschutzfachliche Aspekte, landwirtschaftli-
che Nutzung, Landschaftsbild sowie infrastrukturelle Anbindung zu berücksichti-
gen sind. Eine Inanspruchnahme solcher Flächen wird befürwortet, wenn die 
Belange im Rahmen der Abwägung angemessen berücksichtigt werden und 
keine überwiegenden Konflikte bestehen. 

Vor diesem Hintergrund ist die geplante Entwicklung eines Solarparks auch in 
einem "bedingt geeigneten Bereich" möglich, insbesondere da die Gemeinde 
den Ausbau erneuerbarer Energien aktiv unterstützt und im Rahmen des Be-
bauungsplanverfahrens alle vorliegenden Belange mit- und gegeneinander ab-
wägt. 

Die ausgewählte Fläche ist grundsätzlich gut für die Errichtung der PV-FFA ge-
eignet. Es stehen keine Nutzungen und Funktionen entgegen. Durch die Straße 
(K 20), den bestehenden Windpark und die abgeschiedene Lage in einem mit 
Windenergieanlagen vorbelasteten Bereich bietet sich der Standort für die An-
lage und den Betrieb einer PV-FFA an. Die Gehölzstrukturen in der Umgebung 
schirmen die Fläche ab. 

Aufgrund des überragenden öffentlichen Interesses an der Errichtung von Anla-
gen zur Erzeugung von erneuerbarer Energie soll vorliegend der Nutzung der 
Fläche für PV-FFA der Vorrang gegenüber anderen entgegenstehenden Nut-
zungen und Funktionen eingeräumt werden.  
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7 Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung, zum Ausgleich 
und Ersatz der nachteiligen Auswirkungen / Eingriffsrege-
lung 

7.1 Maßnahmen zur Vermeidung, Verminderung und Gestaltung 

Folgende Vermeidungs- und Verminderungsmaßnahmen werden in der vorlie-
genden Bauleitplanung festgesetzt bzw. werden berücksichtig: 

S1: Begrenzung der maximalen Höhe baulicher Anlagen 

 Die Gesamthöhe der baulichen Anlagen darf höchstens 4,0 m betragen, 
um eine negative Fernwirkung der Anlage auszuschließen, 

 Die Höhe des Zaunes (Farbe Grün) darf maximal 2,5 m betragen. Der 
Abstand der Unterkante des Zaunes zur Geländeoberfläche ist im weite-
ren Verlauf des Planverfahrens zu klären. 

S2: Baugrenzen 

 Erforderliche Abstände zu angrenzenden Nutzungen sind im weiteren 
Planverfahren zu klären. 

S3: Festsetzungen 

 Die Flächen für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur und Landschaft sind dauerhaft extensiv zu pfle-
gen und zu erhalten und einmal jährlich im Herbst (01.09. bis 30.11.) zu 
mähen. Die Mahd muss zeitlich so erfolgen, dass zuvor ein Abblühen der 
Blühpflanzen möglich ist. Das Mahdgut ist abzufahren; der Einsatz von 
Dünger und Pflanzenschutzmittel sowie die Bodenbearbeitung ist unzu-
lässig; Die Einsaat oder Nachsaat darf nur mit gebietseigenem, autoch-
thonem Saatgut aus standorttypischen Arten erfolgen; Gehölzaufwuchs 
ist regelmäßig zu entfernen.  

 Die Grünlandfläche unterhalb der Solarmodule ist mit einer artenreichen 
regionalen Wiesenuntersaat anzusäen. Sie ist dauerhaft extensiv zu pfle-
gen und zu erhalten. Die Wiese ist einmal jährlich im Herbst (01.09. bis 
30.11.) zu mähen. Alternativ ist eine Beweidung durch Schafe oder Zie-
gen zulässig. Die Mahd muss zeitlich so erfolgen, dass zuvor ein Abblü-
hen der Blühpflanzen möglich ist. Unzulässig sind Pflegeumbrüche, Wal-
zen, Abschleppen, Striegeln und der Einsatz von Pflanzenschutz- 
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(Insektizide, Fungizide, Herbizide und Wuchsstoffe) und Düngemitteln 
(mineralischer und organischer Dünger einschl. Gülle oder Klärschlamm) 
sowie der Einsatz von Saugmähern. Aufkommende Neophyten (Indi-
sches Springkraut, Herkulesstaude, Kanadische Goldrute, Japanischer 
Knöterich) sind auf der gesamten Fläche frühzeitig zu beseitigen. 

S4: Allgemeine Schutzmaßnahme - Umweltbaubegleitung 

Einsetzen einer Umweltbaubegleitung zur inhaltlichen und terminlichen Abstim-
mung im Vorfeld, während der Ausführung und zur laufenden Überwachung der 
Umsetzung. 

 aller gesetzlichen Umweltvorschriften, Normen und Regelwerke zur Ver-
meidung von Umweltschäden, 

 aller umweltrelevanten Genehmigungsvorgaben, 

 der funktionsgerechten Umsetzung der landschaftspflegerischen Maß-
nahmen  

 sowie der regelmäßigen Berichterstattung an die Genehmigungsbehörde 
über die konkrete Durchführung der umweltrelevanten Maßnahmen.  

S5: Allgemeine Schutzmaßnahme - Boden 

 Bodenschutz gemäß DIN 18915 (u. a. keine Oberbodenarbeiten bei 
Nässe), 

 Vor Baubeginn erfolgt von Seiten des Auftraggebers eine intensive 
Baustelleneinweisung des Auftragnehmers, speziell des Maschinenfüh-
rers. Fahrwege und Bodenlagerflächen werden gekennzeichnet, 

 Reduzierung des Baustreifens auf den unbedingt erforderlichen Umfang, 

 Zwischenlagerflächen auf dafür ausgewiesenen vorbelasteten Flächen, 

 Fachgerechte Wartung der Baumaschinen zur Vermeidung von Tropfver-
lusten, 

 Einsatz bodenschonender Baufahrzeuge, 

 Verwendung von Bodenschutzmatten bei nassen Bodenverhältnissen, 
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 Rekultivierung der temporär in Anspruch genommener Flächen, ggf. Bo-
denlockerung, 

 Fachgerechter Abtransport und Entsorgung nicht landwirtschaftlich ver-
wertbaren, ggf. überschüssigen Bodenaushubs entsprechend BBodSchV 
und nach Abstimmung mit der zuständigen Bodenschutzbehörde. Die 
Nachweise der fachgerechten Wiederverwendung sind im Rahmen der 
Baudurchführung zu erbringen, 

 Keine Oberbodenarbeiten bei Nässe, 

 Baustellenflächen und Betriebsflächen, die nachfolgend keiner direkten 
Überbauung und Nutzung unterliegen, werden rekultiviert. 

S6: Allgemeine Schutzmaßnahme - Wasser 

 Ordnungsgemäße Lagerung von wassergefährdenden Flüssigkeiten und 
Treibstoffen im Bereich der Baustelle und sicherer Umgang mit diesen im 
Bauablauf, 

 Fachgerechte Wartung der Baumaschinen zur Vermeidung von Tropfver-
lusten. 

S7: Schutzgut Flora 

 Beschränkung der Auswirkungen während des Baubetriebs durch Aus-
weisung eines Baustreifens und der Baustelleneinrichtungsfläche auf 
den bautechnisch unbedingt notwendigen Umfang, 

 Keine Materialablagerungen im Nahbereich (Wurzelbereich) von Bäu-
men, 

 Rekultivierung des Baustreifens und der Baustelleneinrichtungsflächen, 

 Bestehende Bäume sind zu erhalten. 

7.2 Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung 

7.2.1 Allgemein 

Die unvermeidbaren erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigungen des Na-
turhaushalts und des Landschaftsbilds sind zu kompensieren.  
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Wie im Kapitel 4 ermittelt, sind von den betrachteten Schutzgütern das Schutz-
gut Fläche/Boden von erheblichen Beeinträchtigungen betroffen, die es zu kom-
pensieren gilt.  

In den Jahren 2024 und 2025 fanden zwei Biotoptypenkartierungen durch die 
ORCHIS GmbH und die IDN GmbH nach V. DRACHENFELS (2021) im Plangebiet 
statt. Im Rahmen der Bestandserfassung wurde festgestellt,  

Es wird in keine Biotoptypen der Wertstufe III, IV und V eingegriffen. Durch den 
Ausgleich des Schutzgut Bodens (siehe Kapitel 0) werden Biotoptypen aufge-
wertet. 

7.2.2 Schutzgut Fläche/Boden 

Methodik 

Nach den Vorgaben nach dem Breuer-Modell (BREUER 1994, BREUER 2006) so-
wie den "Hinweisen für einen naturverträglichen Ausbau von PV-FFA" (NLT, 
2023) gelten folgende Vorgaben für die Kompensation des Schutzguts Flä-
che/Boden: 

a) Der Ausgleich für Versiegelung ist Entsiegelung in gleicher Flächen-
größe. 

b) Falls dies nicht möglich ist, ist auch die Aus-der-Nutzungnahme des ent-
sprechenden Bodentyps in entsprechender Größe als Ausgleich zu be-
trachten. Falls ausnahmsweise die Inanspruchnahme eines Bodens mit 
besonderen Werten erfolgt, ist ein Ausgleich im Flächenverhältnis von 
1 : 1 erforderlich. Bei Inanspruchnahme eines Bodens ohne besondere 
Werte ist ein Ausgleich im Flächenverhältnis von 1 : 0,5 erforderlich. 

Kompensationsbedarf 

Durch die Realisierung der vorliegenden Planung kommt es auf den bisher als 
Acker genutzten Flächen zu einer Versiegelung und Überprägung von Fläche 
und Bodenstandorten der Wertstufe 2 (Böden von allgemeiner Bedeutung, 
BREUER 1994). Die zulässige Versiegelung sowie Überstellung mit Modulen 
wird durch die Festsetzung einer GRZ bestimmt. Insgesamt darf aufgrund der 
festgesetzten GRZ von 0,66 im Sondergebiet eine Fläche von 20,12 ha vollver-
siegelt bzw. mit Modulen überstellt werden  
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Eine Bodengenese kann unter den Solarmodulen weiterhin stattfinden, Oberflä-
chenwasser kann weiter ungehindert versickern. 

Die Verschattung von Flächen durch die Überstellung mit Solarmodulen kann 
durch die Entwicklung von Biotoptypen der Wertstufe III auf Biotoptypen der 
Wertstufe I und II innerhalb der Solarfläche kompensiert werden, wenn mindes-
tens auf einem Drittel der eingezäunten Solarfläche Biotoptypen der Wertstufe 
III entwickelt werden. Dabei gelten die in der Arbeitshilfe "Hinweise für einen na-
turverträglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikanlagen“ (NLT 2023) ge-
nannten Anforderungen, z. B. an den Mindestabstand der Modulunterkante zum 
Boden (0,8 m) und den Abstand zwischen den Modultischen (mindestens 3,5 
m). Die erforderlichen Maße und Abstände sind im weiteren Verlauf des Plan-
verfahrens zu klären. 

Die Beeinträchtigungen in das Schutzgut Boden, die durch die Verschattung 
und Versiegelung ausgelöst werden, können innerhalb der eingezäunten Fläche 
des Solarfeldes kompensiert werden.  

Innerhalb des Sondergebiets kann die Kompensation für das Schutzgut Boden 
aus nachfolgenden Gründen gewährleistet werden: 

Der dafür erforderliche Umfang von mindestens einem Drittel des Sonderge-
biets muss für die Kompensation freigehalten werden. Innerhalb der Fläche von 
insgesamt rd. 30,48 ha dient eine Fläche von rd. 10,06 ha zur Kompensation. 
Die Bedingungen für die Entwicklung sowie die dauerhafte Bewirtschaftung und 
Pflege von Biotoptypen mit mindestens der Wertstufe III kann bei einem Ab-
stand der Modulreihen von untereinander mindestens 3,50 m gewährleistet wer-
den. Für die vorliegende Planung ist dieser Abstand vorgesehen. 

Bei einer GRZ von 0,66 ergibt sich eine maximal mögliche Versiegelung von 
201.168 m².  

Tabelle 7-1: Kompensationsbedarf Schutzgut Boden 
Maximale Neuversie-
gelung/Verschattung 
[m²] 

Ausgleichsfaktor Kompensationsbe-
darf [m²] 

201.168 1 : 0,5 100.584 

 
Das Kompensationserfordernis von 100.584 m² kann vollumfänglich innerhalb 
des Sondergebiets geleistet werden.  
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7.3 Plangebiets-interne Kompensationsmaßnahmen  

7.3.1 Kompensationsmaßnahme 1 

Für die Beeinträchtigung des Schutzguts Boden müssen 100.584m² extensiviert 
werden. Der Ausgleich erfolgt innerhalb des Solarfeldes durch die Anlage von 
Extensivgrünland auf Intensivstandorten. Zur Verfügung stehen die Flächen auf 
dem Flurstücken 2/1 und 10/10 der Flur 1, Gemarkung Oerzen.  

Herstellung: 

Die Fläche ist nach DIN 18915 saatfertig vorzubereiten und z. B. mit einem Re-
giosaatgut (z. B. RSM Regio 1 - UG 01 - Nordwestdeutsches Tiefland – Grund-
mischung oder der "Solarpark-Mischung" von der Fa. Rieger-Hoffmann GmbH) 
mit 5 g/m² anzusäen. 

Pflegemaßnahmen (Bewirtschaftungsbedingungen): 

Ab dem 15. Juni darf gemäht und anschließend extensiv mit Schafen nachbe-
weidet werden (Mähweide). 

Die Fläche wird ab dem Beginn der Vegetationsperiode extensiv beweidet.  

Die Flächen dürfen nach dem ersten Mahdtermin (15.06.) als Standweide 
(keine Portions- bzw. Umtriebsweide) mit bis zu 3 GVE je ha genutzt werden. 
Größere GVE-Dichten sind im Bedarfsfall (bei hoher und dichter Vegetation) mit 
der Unteren Naturschutzbehörde des Landkreises Lüneburg abzustimmen.  

Die Weidetiere sind bis zum 20. Oktober eines jeden Jahres von der Nutzfläche 
zu nehmen (keine Winterweide). 

Oder: 

Das Grünland darf erst ab dem 15. Juni eines jeden Jahres gemäht und als 
zweischürige Mähwiese bewirtschaftet werden. Mulchen ist nicht gestattet. 

Die Mahd sollte idealerweise mit einem Balkenmäher erfolgen, da dieser beson-
ders schonend für die Vegetation und Kleintiere ist. Um Tieren eine Fluchtmög-
lichkeit zu bieten, sind die Mäharbeiten entweder von innen nach außen oder 
einseitig in eine Richtung durchzuführen. Entlang von Hecken, Gehölzbestän-
den und Gräben ist ein durchgehender Altgrasstreifen von mindestens 2,50 m 
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Breite zu belassen – mindestens bis zum 01.08. – um Rückzugsräume und po-
tenzielle Überwinterungsquartiere für Insekten und Kleinsäuger zu erhalten. 

Das Mähgut ist im Laufe des Bewirtschaftungsjahres vollständig abzufahren 
und muss für den Fall einer Nichtverwertung ordnungsgemäß entsorgt werden. 

Walzen, Schleppen oder sonstige Maßnahmen zur Grünlandpflege sind nur bis 
zum 20.03. und nach dem 15.06. eines jeden Jahres gestattet. 

Umbruch und/oder Fräsen mit Neuansaat, Schlitzeinsaat u. ä. sind nicht gestat-
tet. Zulässig bleibt die Nachsaat als Übersaat ab dem 15. Juni. 

Ein Ausmähen der Nutzflächen zur Grünlandpflege ist nach dem 01.09. eines 
jeden Jahres gestattet. Kleinere Mengen des dabei anfallenden Mähgutes kön-
nen liegen bleiben. Größere Mengen sind abzufahren und ordnungsgemäß zu 
entsorgen. 

Die Oberflächengestalt des Bodens darf nicht verändert werden. Kuppen und 
Senken sind im derzeitigen Zustand zu belassen. 

Eine Beregnung der Nutzflächen ist unzulässig.  

Der Einsatz von Pflanzenschutzmitteln ist nicht zugelassen. 

7.4 Plangebiets-externe Kompensationsmaßnahmen 

Es sind keine externen Kompensationsmaßnahmen erforderlich. 
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8 Prüfung der Einhaltung artenschutzrechtlicher Belange 

8.1 Einleitung 

Aufgabe der artenschutzrechtlichen Prüfung ist es, herauszuarbeiten, ob durch 
das geplante Vorhaben Schädigungen bzw. Störungen der besonders und 
streng geschützten Arten nach § 44 Abs. 1 BNatSchG ausgelöst werden kön-
nen. Dabei werden als vorhabenbedingte Wirkfaktoren z. B. Flächenversiege-
lungen und Überformung sowie Verlust von Biotopen zugrunde gelegt.  

Aufgrund der Einschränkung der Zugriffsverbote durch den § 44 (5) BNatSchG 
sind bezogen auf dieses Eingriffsvorhaben folgende Artengruppen von arten-
schutzrechtlicher Relevanz: 

 Arten des Anhangs IV der FFH-Richtlinie (RL 92/43/EWG)1 

 Europäische Vogelarten (streng geschützte sowie besonders geschützte 
Vogelarten) 

Im Rahmen der artenschutzrechtlichen Prüfung wird der Frage nachgegangen, 
ob die Umsetzung der Maßnahmen durch die Vorgaben des speziellen Arten-
schutzrechts dauerhaft verhindert wird. Zur Klärung des Sachverhalts werden 
folgende Teilfragen geklärt: 

1. Beschreibung der Planung: Welche der Maßnahmen sind geeignet, sich 
nachteilig auf geschützte Tier- oder Pflanzenarten auszuwirken? 

2. Relevante Artenvorkommen: Welche Vorkommen besonders oder streng 
geschützter Tier- und Pflanzenarten sind aus dem Plangebiet bekannt? 
Welche weiteren artenschutzrechtlich relevanten Arten kommen möglich-
erweise vor? 

3. Artenschutzrechtliche Verbote: Welche Verbotstatbestände des § 44 (1) 
BNatSchG werden bei Realisierung der Planung berührt? Sind diese 
nach den Vorgaben des § 44 (5) BNatSchG im vorliegenden Fall anzu-
wenden? 

Das Vorkommen artenschutzrechtlich relevanter Arten basiert auf dem Habitat-
potenzial, das aus der vorhandenen Biotopausstattung im Planungsgebiet ab-

 
1 RICHTLINIE 92/43/EWG des Rates vom 21. Mai 1992 zur Erhaltung der natürlichen Lebensräume sowie 
der wildlebenden Tiere und Pflanzen, zuletzt geändert durch Beitrittsakte 2003.  



- Vorabzug - 
 

60/71 

www.idn-consult.de 

geleitet wird. Außerdem wird die Brutvogelkartierung der ORCHIS GmbH 
(2024) zugrunde gelegt. 

Unter Berücksichtigung der artenschutzrechtlichen Urteile des Europäischen 
Gerichtshofes und des Bundesverwaltungsgerichtes sind die Arten des An-
hangs IV der FFH-Richtlinie bei der artenschutzrechtlichen Prüfung in der Regel 
auf Artniveau zu behandeln. Arten, bei denen die Lebensweise sowie die ökolo-
gischen Ansprüche und Betroffenheitssituation sehr ähnlich sind, können bei 
der Prüfung zusammengefasst werden. Nicht gefährdete Vogelarten ohne be-
sondere Habitatansprüche werden damit in Gruppen (z. B. Gebüschbrüter) zu-
sammengefasst betrachtet. 

8.2 Projektwirkung - mögliche Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG 

Als grundsätzliche Projektwirkungen durch die mit dem Bebauungsplan ermög-
lichte Nutzung sind hinsichtlich der gesetzlich geschützten Tiere und Pflanzen 
insbesondere folgende Beeinträchtigungen theoretisch denkbar: 

 Neuversiegelung von Flächen, Isolierung bzw. Zerschneidung von Le-
bensräumen, baubedingte Störungen: 

o baubedingte Individuenverluste [Zugriffsverbot nach § 44 (1) Nr. 1 
BNatSchG (Nachstellen, Fangen, Verletzen, Töten)] 

o Inanspruchnahme funktional bedeutender (Teil-)Habitate durch 
Bau und Anlagen, insbesondere der Fortpflanzungs- und Ruhe-
stätten [Zugriffsverbot nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG (Entnahme, 
Beschädigung, Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten)] 

o Erhebliche Störung im Sinne des § 44 (1) Nr. 2 BNatSchG durch 
baubedingte Störwirkungen (Lärm, Licht, Bewegungsreize)  

Die hier beschriebenen Wirkungen werden nachfolgend daraufhin überprüft, ob 
sie grundsätzlich geeignet sind, artenschutzrechtliche Verbotstatbestände aus-
zulösen. 
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8.3 Datengrundlage 

Für die Ermittlung der Artvorkommen im Untersuchungsgebiet stehen folgende 
Datengrundlagen und Quellen zur Verfügung: 

 Biotoptypenkartierungen, IDN (2025) und ORCHIS (2024) 

 Avifaunistisches Gutachten ORCHIS (2024) 

 aktuell gültige Rote-Listen der Pflanzen und Tiere (BRD und Niedersach-
sen, GARVE 2004) 

 Umweltkartenserver Niedersachsen 

 Landschaftsrahmenplan (LRP) Landkreis Lüneburg (2017)  

Für das Plangebiet werden im LRP keine faunistischen Einzelnachweise oder 
weitere Faunadaten benannt (s. Karte 1 "Arten und Biotope" sowie Textteil). 

Somit wird für Artengruppen mit einer unzureichenden Datengrundlage eine 
Analyse des jeweiligen Lebensraumpotenzials vorgenommen (vgl. Kapitel 
3.3.2). Aussagen zu potenziell vorkommenden relevanten Tier- und Pflanzenar-
ten können demnach über die Biotopstruktur des Untersuchungsgebietes abge-
leitet werden. Als weitere Prüfmatrix gelten hier die vom NLWKN (2015) ge-
nannten Arten.  

8.4 Ermittlung und Beschreibung des artenschutzrechtlich relevanten 
Artenspektrums 

Das von den Verbotstatbeständen nach § 44 (1) Nr. 1 bis 4 BNatSchG be-
troffene Artenspektrum setzt sich aus den in Anhang IV der FFH-Richtlinie auf-
geführten Tier- und Pflanzenarten sowie den Europäischen Vogelarten zusam-
men. Nachfolgend erfolgt eine Zusammenstellung aller Artengruppen europa-
rechtlich geschützter Arten. Für alle grundsätzlich relevanten Arten bzw. Arten-
gruppen wird angeführt, ob ein Vorkommen nachgewiesen wurde oder aufgrund 
der vorhandenen Nutzungen und Habitatstrukturen zu erwarten ist und eine 
weitere artenschutzrechtliche Prüfung erforderlich sein könnte.  

Tabelle 8-1: Relevanzprüfung 
Artengruppe Potenzialabschätzung zum Vorkommen von Arten Relevanz 
Pflanzen Im Rahmen der Biotopkartierung in den Jahren 2024 

und 2025 wurden keine relevanten Arten im direkten 
Vorhabengebiet festgestellt. Aufgrund des allgemeinen 

nicht relevant 
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Artengruppe Potenzialabschätzung zum Vorkommen von Arten Relevanz 
Artenrückgangs und der Biotopausstattung sowie vor 
dem Hintergrund der spezifischen Habitatansprüche 
der streng geschützten Arten ist ein solches Vorkom-
men auf einem frisch eingesäten Grünland nicht zu er-
warten.  

Tag- und  
Nachtfalter 

Ein Vorkommen einzelner Arten (z. B. Schmetterlinge) 
auch innerhalb des Untersuchungsgebietes, z. B. auf 
Saumstrukturen und der Ruderalflur ist potenziell mög-
lich. Eine besondere Eignung der vorhabenbedingt be-
anspruchten Flächen als Lebensraum wird vor dem 
Hintergrund der spezifischen Habitatansprüche der ge-
schützten Arten jedoch nicht erwartet. Es konnten zu-
dem keine Hinweise auf Larven oder Imagines des 
Nachtkerzenschwärmers gefunden werden. 

nicht relevant 
 

Käfer Eine besondere Eignung der vorhabenbedingt bean-
spruchten Flächen als Lebensraum wird vor dem Hin-
tergrund der spezifischen Habitatansprüche und Ver-
breitung der streng geschützten Käferarten (oftmals 
Alt- und Totholz, offene Sandflächen) nicht erwartet. 

nicht relevant 
 

Libellen Eine besondere Eignung der vorhabenbedingt bean-
spruchten Flächen als Lebensraum wird vor dem Hin-
tergrund der spezifischen Habitatansprüche der 
strenggeschützten Arten (vor allem größere Stillgewäs-
ser/Wasserflächen) nicht erwartet, da entsprechende 
Lebensräume im Plangebiet nicht vorhanden sind.  

nicht relevant 
 

Aquatische 
Fauna  

Aquatische Lebensräume sind im Plangebiet nicht vor-
handen. Die nächsten Gewässer befinden sich im Nor-
den, außerhalb des Vorhabengebiets.  

nicht relevant 
 

Amphibien Für alle strenggeschützten Arten haben die vorhaben-
bedingt beanspruchten Flächen keine besondere Eig-
nung als Lebensraum. Die Projektwirkungen würden 
zudem in keinem Fall die durch die Ackernutzung be-
stehenden Vorbelastungen im Hinblick auf ein Tö-
tungsrisiko übersteigen. 

nicht relevant 
 

Reptilien  Aufgrund der Habitatausstattung am Vorhabenstandort 
und aufgrund der Angaben des NLWKN (2011) zur 
Verbreitung sind für diese in Niedersachsen vertrete-
nen streng geschützten Reptilienarten Schlingnatter 
(Hochmoor) und Zauneidechse (Mager- und Halbtro-
ckenrasen, trockene Böden) keine relevanten Vorkom-
men am Vorhabenstandort zu erwarten.  

nicht relevant 
 

Säuger Ein Vorkommen von streng geschützten Fledermaus-
arten, die das Plangebiet als Jagdhabitat nutzen, ist 
potenziell möglich. Ein Vorkommen von Quartieren im 
Eingriffsbereich ist ausgeschlossen, da es sich um 
Ackerflächen handelt. Die umgebenden Gehölze bie-
ten Quartierpotenziale und stellen Leitstrukturen für 
den Fledermausjagdflug dar. Diese Strukturen sind 
durch das Vorhaben nicht betroffen. Das direkte Vor-
habengebiet selbst weist eine allgemeine Bedeutung 
als Jagdhabitat auf. Bau- und anlagebedingte Wirkun-
gen (Reflexion) kommen tagsüber, außerhalb der Akti-
vitätszeiten der Artengruppe zum Tragen. 

nicht relevant 
 

Es gibt keine Hinweise auf Vorkommen weiterer, 
streng geschützter Säugetierarten wie Fischotter, 
Feldhamster, Gartenschläfer, Wolf, Biber, Haselmaus, 
Wildkatze und Luchs oder die Arten können aufgrund 
der Habitatausstattung im Plangebiet ausgeschlossen 

nicht relevant 
 



- Vorabzug - 
 

63/71 

www.idn-consult.de 

Artengruppe Potenzialabschätzung zum Vorkommen von Arten Relevanz 
werden bzw. wären auch aufgrund der Projektwirkun-
gen nicht betroffen, da diese mobil genug sind, auszu-
weichen bzw. sich zwischen den Modulen zu bewe-
gen. Die Umzäunung sollte für Kleinsäuger durchlässig 
hergestellt werden. Die hier vorliegenden punktuellen 
Habitatverluste liegen weit unter einer Relevanz-
schwelle. 

Vögel Im Jahr 2023 sind Europäische Vogelarten im Unter-
suchungsgebiet nachgewiesen worden (ORCHIS, 
2024b). Es wurde ein Revier der Feldlerche festge-
stellt. (vgl. Kapitel 3.3.2.1 und Kapitel 4.3). Erst im 
Zuge des weiteren Planverfahrens sind Aussagen zu 
potenziellen Auswirkungen auf die Art zu treffen.  

Relevanz im 
weiteren 

Planverfah-
ren zu klären. 

8.5 Zusammenfassung 

Der Zulassung und Umsetzung des Vorhabens stehen nach derzeitigem Kennt-
nisstand keine artenschutzrechtlichen Hindernisse entgegen. 
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9 Zusätzliche Angaben 

9.1 Vereinbarung mit dem Waldrecht 

Es sind keine Waldflächen durch das Vorhaben betroffen. Mögliche Abstände 
sind im weiteren Verlauf des Planverfahrens zu klären. 

9.2 Vereinbarkeit mit den Bewirtschaftungszielen gemäß § 27 und § 47 
WHG 

Es sind keine Gewässerflächen durch das Vorhaben betroffen. 

9.3 Vereinbarkeit mit umliegenden Schutzgebieten 

Es befinden sich keine Schutzgebiete oder gesetzlich geschützten Biotope im 
Plangebiet. 

9.4 Ergänzende Angaben über technische Verfahren und Kenntnislücken  

Im Umweltbericht sind gemäß Anlage 1 zu § 2 Abs. 4 und §§ 2a und 4c BauGB 
auch die wichtigsten Merkmale der verwendeten technischen Verfahren bei der 
Umweltprüfung, insbesondere Hinweise auf Kenntnislücken sowie geplante 
Maßnahmen zur Überwachung der Umweltauswirkungen zu erläutern:  

Die relevanten und derzeitig bekannten technischen Verfahren sind bei der Um-
weltprüfung in den voranstehenden Kapiteln bereits angeführt. Die Bilanzierung 
stützt sich auf die "Naturschutzfachlichen Hinweise zur Anwendung der Ein-
griffsregelung in der Bauleitplanung“ (BREUER 1994, BREUER 2006) sowie auf die 
„Hinweise für einen naturverträglichen Ausbau von Freiflächen-Photovoltaikan-
lagen" (NLT 2023). 

Es wurde eine Biotoptypenkartierung sowie eine avifaunistische Bestandserfas-
sung durchgeführt. Außerdem wurden im Zuge des Windpark Repowerings Fle-
dermäuse untersucht. Zusammen mit der Brutvogelkartierung liegen die Daten 
mittlerweile vor. Sie werden fachlich geprüft und im weiteren Planungsverlauf 
ergänzt. Vorkommen der relevanten Tierartengruppen konnten auf Basis der 
Bestandsdaten und Informationen über die Habitatausstattung mittels Potenzial-
analysen hinreichend eingeschätzt werden. 
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9.5 Maßnahmen zur Überwachung 

Ein nach § 4c BauGB verpflichtendes Monitoring durch die Gemeinde dient 
dazu, unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen bei der Durchführung der 
Planung frühzeitig zu erkennen, um ggf. geeignete Maßnahmen zur Abhilfe er-
greifen zu können. Zur Überwachung (Monitoring) der vorliegenden Planung 
werden folgende Maßnahmen vorgeschlagen: 

Die Gemeinde kann drei Jahre nach Beginn der Baumaßnahmen eine Ortsbe-
gehung des Plangebietes selbst durchführen oder veranlassen. Hierdurch kön-
nen potenzielle, unvorhergesehene nachteilige Auswirkungen ermittelt und ge-
eignete Maßnahmen zur Abhilfe ergriffen werden. 
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10 Allgemeinverständliche Zusammenfassung 

Die Landwind Planung GmbH & Co. KG plant die Errichtung und den Betrieb ei-
ner Photovoltaik-Freiflächenanlage (PV-FFA) auf Flächen rd. 1 km westlich der 
Ortschaft Oerzen (Samtgemeinde Ilmenau, Gemeinde Embsen) im Landkreis 
Lüneburg. Insgesamt werden 30,48 ha derzeitig landwirtschaftlich genutzter 
Flächen überplant. Das Vorhaben soll zum Ausbau der Stromerzeugung durch 
erneuerbare Energien beigetragen. Die Anlagenleistung beträgt nach derzeiti-
gem Stand der Planung maximal rd. 39.724 kWp. 

Vorhabenbezogen wird der Bebauungsplan Nr. 26 "Solarpark Oerzen Nord" 
aufgestellt und im Parallelverfahren eine Änderung des Flächennutzungsplanes 
(FNP) durchgeführt. Im bisherigen FNP der Samtgemeinde Ilmenau ist der Gel-
tungsbereich größtenteils als Fläche für die Landwirtschaft dargestellt. Zweck 
der B-Plan-Aufstellung ist die Festsetzung einer Sondergebietsfläche mit der 
Zweckbestimmung "Photovoltaik-Freiflächenanlage". Gemäß § 2 Abs. 4 und 
§ 2a BauGB wird im Rahmen der genannten Planverfahren für die Belange des 
Umweltschutzes eine Umweltprüfung durchgeführt und deren Ergebnisse in die-
sem Umweltbericht dokumentiert. Die Artenschutzrechtliche Prüfung ist in den 
vorliegenden Bericht integriert. 

Durch die vorgesehene Planung kommt es mit der Versiegelung und der Über-
stellung der Flächen durch die Solarmodule zu einem erheblichen Eingriff in das 
Schutzgut Boden. Für dieses Schutzgut beträgt der Kompensationsbedarf zum 
aktuellen Stand der Planung rd. 10,06 ha. Darüber hinaus kommt es zu einem 
Flächenverlust von Biotoptypen geringer Bedeutung. Es liegt kein besonderer 
Schutzbedarf des Schutzgutes Biotoptypen vor. Es sind keine Schutzgebiete 
nach §§ 22 bis 29 sowie § 32 BNatSchG oder nach § 30 BNatSchG geschütz-
ten Biotope direkt oder indirekt durch die Planung betroffen. Im Hinblick auf das 
Schutzgut Tiere, insbesondere der Brutvögel, sind erst im Zuge des weiteren 
Planverfahrens Aussagen zu potenziellen Auswirkungen zu treffen. 

Bei Einhaltung geeigneter Vermeidungsmaßnahmen und der geplanten Kom-
pensationsmaßnahmen verbleiben keine erheblichen Beeinträchtigungen. 

Das Zugriffsverbot nach § 44 (1) Nr. 3 BNatSchG (Entnahme, Beschädigung, 
Zerstörung von Fortpflanzungs- und Ruhestätten) tritt nicht ein. 

Das Plangebiet erfährt durch die vorgesehene Extensivierung sowie durch die 
Ausweisung von Maßnahmenflächen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-
lung von Boden, Natur, Wasserhaushalt und Landschaft eine deutliche 
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ökologische Aufwertung. Es entstehen wertvolle Lebensräume, die zur Förde-
rung der Biodiversität beitragen. Auch für weitere Tierarten des Offenlandes ha-
ben extensiv bewirtschaftete Solarparks eine Attraktionswirkung. Auf diese 
Weise leistet das Vorhaben sowohl einen Beitrag zum Ausbau erneuerbarer 
Energien als auch zur ökologischen Entwicklung des Gebietes. 
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